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Fachgutachten 
 
 
des Fachsenats für Abschlussprüfung und andere Zusicherungsleistungen der Kammer 
der Steuerberater:innen und Wirtschaftsprüfer:innen über die 
 
 

Erteilung von Bestätigungsvermerken nach den Vorschriften 
des UGB bei Abschlussprüfungen von Jahres- und Konzernab-
schlüssen 
 
(beschlossen in der Sitzung des ehemaligen Fachsenats für Unternehmensrecht und Revision 
am 10. Dezember 2008 als Fachgutachten KFS/PG 3, zuletzt überarbeitet im Juni 2026; von 
der Abschlussprüferaufsichtsbehörde (APAB) genehmigt) 
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1. Vorbemerkungen 

(1) In diesem Fachgutachten legt der Fachsenat die Berufsauffassung dar, wie Wirt-
schaftsprüfer als Abschlussprüfer unbeschadet ihrer Eigenverantwortlichkeit Bestäti-
gungsvermerke über Abschlussprüfungen nach den Vorschriften der §§ 268 ff. UGB 
in Verbindung mit der Anwendung der International Standards on Auditing (ISA) 510, 
560, 570 (Revised), 700 (Revised), 701, 705 (Revised), 706 (Revised), 710, 720 (Re-
vised), 800 (Revised), 805 (Revised) und 810 (Revised)1 und der EU-Verordnung Nr. 
537/2014 vom 16. April 2014 (im Folgenden EU-VO) zu erteilen haben. Dieses Fach-
gutachten konkretisiert die Anforderungen der angeführten ISA und der EU-VO zur 
Erteilung von Bestätigungsvermerken bei Abschlussprüfungen und berücksichtigt die 
gesetzlichen Änderungen aufgrund des Nachhaltigkeitsberichtsgesetzes (NaBeG), 
welches am 18. Februar 2026 im Bundesgesetzblatt veröffentlicht wurde (BGBl. I Nr. 
6/2026) und am 19. Februar 2026 in Kraft getreten ist. Weiters wurden im Rahmen 
der Überarbeitung die Bestimmungen des Bundesgesetzes über die Veröffentlichung 
länderbezogener Ertragsteuerinformationsberichte (CBCR-Veröffentlichungsgesetz 
– CBCR-VG) berücksichtigt. 

 
(2) Der Bestätigungsvermerk ist als Bericht zu verstehen, der aus zwei Teilen besteht. 

Der erste Teil enthält das Prüfungsurteil, welches am Beginn steht und die Gesamt-
beurteilung zusammenfasst, und den Abschnitt „Grundlage für das Prüfungsurteil“. 
Weiters werden hier die Verantwortlichkeiten der gesetzlichen Vertreter der geprüften 
Einheit (vgl. zu diesem Begriff KFS/PG 1 Rz 12) für den Abschluss und die Verant-
wortlichkeiten des Abschlussprüfers beschrieben. Der zweite Teil des Bestätigungs-
vermerks beinhaltet den Bericht zum Lagebericht sowie sonstige Angabepflichten. 

 

2. Anwendungsbereich 

(3) Dieses Fachgutachten gilt für Bestätigungsvermerke über Prüfungen von vollständi-
gen Abschlüssen für allgemeine Zwecke (vgl. KFS/PG 1 Rz 6 ff.). Zur Berichterstat-
tung über Prüfungen von Abschlüssen für einen speziellen Zweck, von einzelnen Fi-
nanzaufstellungen und bestimmten Bestandteilen, Konten oder Posten einer Finanz-
aufstellung sowie von verdichteten Abschlüssen wird auf die ISA 800 (Revised), 805 
(Revised) und 810 (Revised) verwiesen. 

 
(4) Dieses Fachgutachten gilt für alle gesetzlich vorgeschriebenen Prüfungen von voll-

ständigen Abschlüssen und weiters für freiwillige Prüfungen, die vereinbarungsge-
mäß den gesetzlichen Prüfungen nach Art und Inhalt zur Gänze entsprechen. Es gilt 
für die Prüfung von Abschlüssen ohne Rücksicht auf Größe, Rechtsform und wirt-
schaftliche Zielsetzung (z.B. Gewinnorientierung) der geprüften Einheit. Abschlüsse, 
die nach Rechnungslegungsgrundsätzen zur Normentsprechung aufgestellt werden, 
werden in diesem Fachgutachten nicht berücksichtigt. Im Folgenden wird der Einfach-
heit und besseren Lesbarkeit halber regelmäßig – soweit nicht missverständlich – 
lediglich auf den Jahresabschluss bzw. den Lagebericht Bezug genommen. 

 

 
1  ISA 510, 560, 570 (Revised), 700 (Revised), 701, 705 (Revised), 706 (Revised), 710, 720 (Revised), 

800 (Revised), 805 (Revised) und 810 (Revised) in der Fassung, die für die Prüfung von Abschlüssen 
für Zeiträume gilt, die am oder nach dem 15. Dezember 2016 enden. 
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3. Allgemeines 

(5) Der Bestätigungsvermerk ist schriftlich zu verfassen und hat die Ergebnisse der Prü-
fung deutlich und in übersichtlicher Form darzustellen (vgl. § 274 Abs. 8 UGB). 

 
(6) Der Bestätigungsvermerk enthält ein Gesamturteil über das Ergebnis der nach den 

geltenden gesetzlichen Vorschriften und Berufsgrundsätzen pflichtgemäß durchge-
führten Prüfung. Beurteilt wird, ob der Abschluss mit den für die geprüfte Einheit gel-
tenden Normen für die Rechnungslegung übereinstimmt und ein möglichst getreues 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage in Übereinstimmung mit den anzuwen-
denden Rechnungslegungsgrundsätzen vermittelt. 

 
(7) Die geltenden Normen für die Rechnungslegung ergeben sich aus gesetzlichen Vor-

schriften, den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung oder sonstigen maßgeb-
lichen Rechnungslegungsgrundsätzen. Weiters sind die Stellungnahmen des AFRAC 
(Beirat für Rechnungslegung und sonstige Unternehmensberichterstattung) und die 
von den Fachsenaten des Instituts für Facharbeit der Kammer der Steuerberater:in-
nen und Wirtschaftsprüfer:innen und vom Institut Österreichischer Wirtschaftsprü-
fer:innen beschlossenen Fachgutachten, Richtlinien und Stellungnahmen, welche die 
Auffassung des Berufsstandes der österreichischen Wirtschaftsprüfer zu Fragen der 
Rechnungslegung, insbesondere zur Interpretation von Rechnungslegungsvorschrif-
ten, enthalten, sowie die Rechtsprechung von Höchstgerichten in Österreich und der 
Europäischen Union zu Fragen der Rechnungslegung zu berücksichtigen. 

 
(8) Gemäß § 274 Abs. 4 UGB muss der Bestätigungsvermerk „eine Erklärung zu etwai-

gen wesentlichen Unsicherheiten in Verbindung mit den Ereignissen oder Gegeben-
heiten enthalten, die erhebliche Zweifel an der Fähigkeit des Unternehmens zur Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können.“ 

 
(9) Gemäß § 274 Abs. 5 UGB umfasst der Bestätigungsvermerk ferner ein Urteil und eine 

Erklärung gemäß § 268 Abs. 1 Z 1 und 3 UGB, die auf den im Lauf der Prüfung durch-
geführten Arbeiten basieren. 

 
(10) Gemäß § 268 Abs. 1 Z 1 UGB hat der Abschlussprüfer ferner zu prüfen und ein Urteil 

darüber abzugeben, ob der Lagebericht (Konzernlagebericht) mit dem Abschluss des 
betreffenden Geschäftsjahres in Einklang steht und ob der Lagebericht (Konzernla-
gebericht) nach den geltenden rechtlichen Anforderungen, ausgenommen die Anfor-
derungen an die Nachhaltigkeitsberichterstattung, aufgestellt wurde. Gemäß § 268 
Abs. 1 Z 3 UGB hat der Abschlussprüfer zu erklären, ob im Licht der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse und des gewonnenen Verständnisses über das Unterneh-
men (den Konzern) und sein Umfeld wesentliche fehlerhafte Angaben im Lagebericht 
(Konzernlagebericht) festgestellt wurden, wobei auf die Art dieser fehlerhaften Anga-
ben einzugehen ist. 

 
(11) Bei der Prüfung, ob der Lagebericht (Konzernlagebericht) mit dem Abschluss in Ein-

klang steht und ob er wesentliche fehlerhafte Angaben enthält, hat der Abschlussprü-
fer die in den Lagebericht (Konzernlagebericht) aufgenommene (konsolidierte) Nach-
haltigkeitserklärung mit einzubeziehen. 

 
(12) Über einen nach § 243c UGB bzw. § 267b UGB aufzustellenden (konsolidierten) Cor-

porate Governance-Bericht ist im Bestätigungsvermerk kein Prüfungsurteil abzuge-
ben. Im Rahmen der Abschlussprüfung ist nach § 269 Abs. 3 UGB nur Gegenstand 
der Prüfung, ob ein nach § 243c UGB oder § 267b UGB erforderlicher Corporate 
Governance-Bericht aufgestellt wurde. Dies ist gemäß § 273 Abs. 1 UGB im Prü-
fungsbericht zu erwähnen. 
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4. Inhalt und Gliederung des Bestätigungsvermerks 

4.1. Übersicht 

(13) In den folgenden Übersichten wird der Aufbau eines Bestätigungsvermerks jeweils in 
Übereinstimmung mit den einschlägigen ISA und § 268 UGB, § 274 UGB sowie den 
anderen anzuwendenden Bestimmungen dargestellt. 

 
(14)  
 

 in Übereinstimmung mit 

Aufbau eines 
Bestätigungsvermerks 

ISA 700 (Revised), 
ISA 720 (Revised) 

§ 268 UGB, § 274 
UGB, CBCR-VG 

Bestätigungsvermerk   

Empfänger (nur bei freiwilligen 
Prüfungen möglich) 

 – 

Bericht zum Jahresabschluss2   

Prüfungsurteil   

Grundlage für das Prüfungsurteil   

Wesentliche Unsicherheiten in 
Bezug auf die 
Unternehmensfortführung 

  

Sonstige Informationen  –
Verantwortlichkeiten der 
gesetzlichen Vertreter [und des 
Aufsichtsrats/ 
Prüfungsausschusses] für den 
Abschluss 

  

Verantwortlichkeiten des 
Abschlussprüfers 

  

Sonstige gesetzliche und 
andere rechtliche 
Anforderungen3 

 

Bericht zum Lagebericht   

Erklärung zum Ertragsteuerinfor-
mationsbericht 

–  

Ort des Abschlussprüfers   

Datum des Bestätigungsvermerks   

Unterschrift des Abschlussprüfers  

 
(15) Für Abschlüsse von kapitalmarktnotierten Einheiten (Rz (40)) und von Unternehmen 

von öffentlichem Interesse (§ 189a Z 1 UGB) sind ergänzende Bestimmungen der 

 
2  Die Unterüberschrift „Bericht zum Jahresabschluss“ kann sowohl nach ISA 700 (Revised) als auch 

nach § 274 Abs. 1 Z 3 UGB i.V.m. § 268 Abs. 1 Z 1 UGB entfallen, wenn die zweite Unterüberschrift 
„Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderungen“ nicht anwendbar ist.  

3  Siehe Fußnote 2. 
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EU-VO sowie des ISA 701 zu berücksichtigen. Die nachfolgende Übersicht enthält 
diese Ergänzungen. 

 
 in Übereinstimmung mit 

Aufbau eines 
Bestätigungsvermerks 

ISA 700 
(Revised), ISA 

701, 
ISA 720 (Revised) 

EU-VO und § 268 
UGB, § 274 UGB, 
CBCR-VG, § 124 

BörseG 

Bestätigungsvermerk   

Empfänger   – 

Bericht zum Jahresabschluss   

Prüfungsurteil   

Grundlage für das Prüfungsurteil   

Wesentliche Unsicherheiten in 
Bezug auf die 
Unternehmensfortführung 

  

Besonders wichtige 
Prüfungssachverhalte 

  

Sonstige Informationen  –
Verantwortlichkeiten der 
gesetzlichen Vertreter und des 
[Aufsichtsrats/Prüfungsausschusses] 
für den Abschluss 

  

Verantwortlichkeiten des 
Abschlussprüfers 

  

Sonstige gesetzliche und andere 
rechtliche Anforderungen  

 

Bericht zum Lagebericht   

Erklärung zum Ertragsteuerinforma-
tionsbericht 

–  

Bericht zur Einhaltung der Vorgaben 
für das elektronische Berichtsformat 
(ESEF) 

–  

Zusätzliche Angaben nach Art. 10 
der EU-VO 

– 

Auftragsverantwortlicher 
Wirtschaftsprüfer 

 – 

Ort des Abschlussprüfers   

Datum des Bestätigungsvermerks   

Unterschrift des Abschlussprüfers  
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4.2. Bestandteile des Bestätigungsvermerks 

4.2.1. Bezeichnung – Überschrift 

(16) Gemäß § 274 Abs. 1 Satz 1 UGB ist der Vermerk des Abschlussprüfers als „Bestäti-
gungsvermerk“ zu bezeichnen; dies drückt sich auch in der entsprechenden Über-
schrift aus. 

 

4.2.2. Empfänger des Bestätigungsvermerks 

(17) Der Bestätigungsvermerk ist bei einer Pflichtprüfung nicht zu adressieren. Dies ergibt 
sich aus den EB zum ReLÄG 2004 zu § 274, wo angeführt wird, dass aufgrund der 
Offenlegung des Bestätigungsvermerks die Öffentlichkeit der Adressat ist. Bei freiwil-
ligen Abschlussprüfungen ist es möglich, den Bestätigungsvermerk entsprechend 
den Vereinbarungen im Prüfungsvertrag an den Auftraggeber zu adressieren. 

 

4.2.3. Prüfungsurteil 

(18) Der erste Abschnitt des Bestätigungsvermerks muss das Prüfungsurteil enthalten und 
mit der Überschrift „Prüfungsurteil“ versehen sein. 

 
(19) Dieser Abschnitt muss außerdem die in ISA 700 (Revised) Tz. 24 und § 274 Abs. 1 

Z 1 UGB angeführten Punkte (vor allem Name der geprüften Einheit, Bezeichnungen 
der einzelnen Finanzaufstellungen, Datum bzw. Zeitraum der einzelnen Finanzauf-
stellungen) enthalten. 

 
(20) Der Bestätigungsvermerk umfasst nach § 274 Abs. 1 Z 3 UGB ein Prüfungsurteil, das 

zweifelsfrei Auskunft darüber gibt, ob nach der Auffassung des Abschlussprüfers der 
Jahresabschluss oder Konzernabschluss den gesetzlichen Vorschriften entspricht 
und unter Beachtung der maßgeblichen Rechnungslegungsgrundsätze ein möglichst 
getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Unternehmens oder des 
Konzerns vermittelt. 

 
(21) Ein Prüfungsurteil mit uneingeschränkt positiver Gesamtaussage sollte wie folgt for-

muliert werden: 
 

Prüfungsurteil 
 

Wir haben den beigefügten Jahresabschluss der [Gesellschaft], [Ort], bestehend aus 
der Bilanz zum [Datum], der Gewinn- und Verlustrechnung für das an diesem Stichtag 
endende Geschäftsjahr und dem Anhang, geprüft. 

 
Nach unserer Beurteilung entspricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschrif-
ten und vermittelt ein möglichst getreues Bild der Vermögens- und Finanzlage zum 
[Datum] sowie der Ertragslage der Gesellschaft für das an diesem Stichtag endende 
Geschäftsjahr in Übereinstimmung mit den österreichischen unternehmensrechtli-
chen Vorschriften [und den sondergesetzlichen Bestimmungen]. 

 

4.2.4. Grundlage für das Prüfungsurteil 

(22) ISA 700 (Revised) Tz. 28 regelt den Abschnitt „Grundlage für das Prüfungsurteil“. Er 
hat auch die Anforderungen gemäß § 274 Abs. 1 Z 2 UGB zu erfüllen. 

 
(23) Bei Abschlussprüfungen sind regelmäßig die in Österreich geltenden gesetzlichen 

Vorschriften (z.B. UGB, WTBG 2017) sowie die in den einschlägigen Fachgutachten, 
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Richtlinien und Stellungnahmen festgehaltenen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung zu beachten. 

 
(24) Zur Verdeutlichung des Umstands, dass die ISA als österreichische Grundsätze ord-

nungsmäßiger Abschlussprüfung gelten (siehe KFS/PG 1 Rz 13), ist dies im Absatz 
„Grundlage für das Prüfungsurteil“ anzuführen. 

 
(25) Die Formulierung sollte daher wie folgt lauten: 
 

Grundlage für das Prüfungsurteil 
 

Wir haben unsere Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit den österreichischen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Diese Grundsätze 
erfordern die Anwendung der International Standards on Auditing (ISA). Unsere Ver-
antwortlichkeiten nach diesen Vorschriften und Standards sind im Abschnitt „Verant-
wortlichkeiten des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses“ unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von der Gesellschaft un-
abhängig in Übereinstimmung mit den österreichischen unternehmensrechtlichen 
und berufsrechtlichen Vorschriften, und wir haben unsere sonstigen beruflichen 
Pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffas-
sung, dass die von uns bis zum Datum des Bestätigungsvermerks erlangten Prü-
fungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prü-
fungsurteil zu diesem Datum zu dienen. 

 
(26) Gemäß ISA 700 (Revised) Tz. A38 kann es bei Konzernabschlussprüfungen nach 

ISA 600 (Revised) mehrere Quellen relevanter beruflicher Verhaltensanforderungen, 
die sich auf die Unabhängigkeit beziehen, geben. Es muss daher im Bestätigungs-
vermerk auf den Rechtsraum der relevanten beruflichen Verhaltensanforderungen, 
die für das Konzernprüfungsteam maßgeblich sind, Bezug genommen werden. 

 
(27) Die Formulierung sollte daher wie folgt lauten: 
 

Wir sind vom Konzern unabhängig in Übereinstimmung mit den österreichischen un-
ternehmensrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften [und in Übereinstimmung 
mit allfälligen anderen vereinbarten Regeln bzw. Vorschriften], und wir haben unsere 
sonstigen … 

 
(28) Bei Abschlussprüfungen von Unternehmen von öffentlichem Interesse müssen auch 

die Bestimmungen der EU-VO eingehalten werden. 
 
(29) Die Formulierung sollte daher wie folgt lauten: 
 

Grundlage für das Prüfungsurteil 
 

Wir haben unsere Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit der EU-Verordnung Nr. 
537/2014 (im Folgenden EU-VO) und mit den österreichischen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. 

 

4.2.5. Wesentliche Unsicherheiten in Bezug auf die Unternehmensfortführung 

(30) Gemäß § 274 Abs. 4 UGB muss der Bestätigungsvermerk gegebenenfalls in einem 
eigenen Abschnitt eine Erklärung zu etwaigen wesentlichen Unsicherheiten in Ver-
bindung mit den Ereignissen oder Gegebenheiten enthalten, die erhebliche Zweifel 
an der Fähigkeit des Unternehmens zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit auf-
werfen können. 
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(31) Zur Vorgangsweise bei der Prüfungsdurchführung und zu den Auswirkungen auf den 

Bestätigungsvermerk wird auf den ISA 570 (Revised) verwiesen. 
 
(32) Der Abschnitt trägt die Überschrift „Wesentliche Unsicherheiten in Bezug auf die Un-

ternehmensfortführung“ und wird unmittelbar nach dem Abschnitt „Grundlage für das 
Prüfungsurteil“ eingefügt. 

 
(33) Bezüglich der Erweiterung des Berichts zum Lagebericht bei wesentlichen Unsicher-

heiten in Bezug auf die Unternehmensfortführung siehe Abschnitt 4.2.12.2.3. 
 
(34) Bestehen keine wesentlichen Unsicherheiten, die erhebliche Zweifel an der Fähigkeit 

des Unternehmens zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können, ist 
ein Negativvermerk nicht notwendig. 

 
(35) Entsprechend den Regelungen der ISA werden die wesentlichen Unsicherheiten in 

Bezug auf die Unternehmensfortführung nicht als besonders wichtiger Prüfungssach-
verhalt i.S.d. ISA 701 angeführt, sondern gemäß dem ISA 570 (Revised) in einem 
eigenen Abschnitt dargestellt. 

 
(36) Bei Unternehmen von öffentlichem Interesse sind daher im Abschnitt „Wesentliche 

Unsicherheiten in Bezug auf die Unternehmensfortführung“ auch die Berichtserfor-
dernisse nach Art. 10 Abs. 2 c) ii) und iii) der EU-VO zu erfüllen (siehe Rz (37) sowie 
ISA 570 (Revised) Tz. A30). 

 

4.2.6. Besonders wichtige Prüfungssachverhalte 

(37) Gemäß Art. 10 Abs. 2 lit. c) der EU-VO muss der Bestätigungsvermerk bei Unterneh-
men von öffentlichem Interesse 

 
i) eine Beschreibung der bedeutsamsten beurteilten Risiken wesentlicher falscher 

Darstellungen, einschließlich der beurteilten Risiken wesentlicher falscher Dar-
stellungen aufgrund von Betrug, 

ii) eine Zusammenfassung der Reaktion des Prüfers auf diese Risiken und 
iii) gegebenenfalls wichtige Feststellungen, die sich in Bezug auf diese Risiken er-

geben, 
 

enthalten. Darunter sind auch wesentliche Unsicherheiten in Bezug auf die Unterneh-
mensfortführung zu subsumieren. 
 

(38) Nach seinem pflichtgemäßen Ermessen kann der Abschlussprüfer zur Untermaue-
rung des Prüfungsurteils zum Abschluss wichtige Feststellungen (key observations) 
in Bezug auf den Sachverhalt anführen. 

 
(39) Gemäß ISA 700 (Revised) Tz. 30 muss der Abschlussprüfer bei Prüfungen eines voll-

ständigen Abschlusses für allgemeine Zwecke von kapitalmarktnotierten Einheiten im 
Bestätigungsvermerk besonders wichtige Prüfungssachverhalte in Übereinstimmung 
mit dem ISA 701 mitteilen. 

 
(40) Unter kapitalmarktnotierten Einheiten sind Unternehmen zu verstehen, deren über-

tragbare Wertpapiere zum Handel an einem geregelten Markt eines Mitgliedstaats 
der Europäischen Union oder eines Vertragsstaats des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum im Sinn des Art. 4 Abs. 1 Nr. 21 der Richtlinie 2014/65/EU 
über Märkte für Finanzinstrumente sowie zur Änderung der Richtlinien 2002/92/EG 
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und 2011/61/EU, ABl. Nr. L 173 vom 12.06.2014 S. 349, zugelassen sind (vgl. § 189a 
Z 1 lit. a UGB, siehe § 2 Z 17 KSW-PRL 2022). 

 
(41) ISA 700 (Revised) Tz. 31 regelt weiters, dass, wenn der Abschlussprüfer aufgrund 

von Gesetzen oder anderen Rechtsvorschriften (wie der EU-VO) verpflichtet ist, be-
sonders wichtige Prüfungssachverhalte im Bestätigungsvermerk mitzuteilen, dies in 
Übereinstimmung mit dem ISA 701 zu erfolgen hat. 

 
(42) Besonders wichtige Prüfungssachverhalte werden als solche Sachverhalte definiert, 

die nach dem pflichtgemäßen Ermessen des Abschlussprüfers am bedeutsamsten 
für die Prüfung des Abschlusses waren. Besonders wichtige Prüfungssachverhalte 
werden aus den Sachverhalten ausgewählt, die mit den für die Überwachung Verant-
wortlichen erörtert wurden (ISA 701 Tz. 8).  

 
(43) Der Umfang der Berichterstattung über besonders wichtige Prüfungssachverhalte 

(Rz (39)) entspricht grundsätzlich der Berichterstattung nach Art. 10 der EU-VO 
(Rz (37)). 

 
(44) Die besonders wichtigen Prüfungssachverhalte werden in einem eigenen Abschnitt 

mit der Überschrift „Besonders wichtige Prüfungssachverhalte“, der, vorbehaltlich der 
Rz (46), unmittelbar nach dem Abschnitt „Grundlage für das Prüfungsurteil“ eingefügt 
wird, beschrieben. 

 
(45) Die Formulierung sollte wie folgt lauten: 
 

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte 
 

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte sind solche Sachverhalte, die nach unse-
rem pflichtgemäßen Ermessen am bedeutsamsten für unsere Prüfung des Jahresab-
schlusses des Geschäftsjahres waren. Diese Sachverhalte wurden im Zusammen-
hang mit unserer Prüfung des Jahresabschlusses als Ganzes und bei der Bildung 
unseres Prüfungsurteils hierzu berücksichtigt, und wir geben kein gesondertes Prü-
fungsurteil zu diesen Sachverhalten ab. 

 
[Beschreibung jedes besonders wichtigen Prüfungssachverhalts in Übereinstimmung 
mit ISA 701 und EU-VO: 

 
• Bezeichnung des Sachverhalts 
• Verweis auf weitergehende Informationen im Abschluss/Lagebericht 
• Grund, warum der Sachverhalt als einer der bedeutsamsten in der Prüfung be-

trachtet wurde 
• prüferisches Vorgehen bezüglich dieses Sachverhalts und 
• gegebenenfalls wichtige Feststellungen bzw. Beobachtungen in Bezug auf die-

sen Sachverhalt] 
 
(46) Sollte der Bestätigungsvermerk einen Abschnitt „Wesentliche Unsicherheiten in Be-

zug auf die Unternehmensfortführung“ enthalten, wird der Abschnitt „Besonders wich-
tige Prüfungssachverhalte“ nach diesem Abschnitt eingefügt. 

 
(47) Der in Rz (45) beschriebene Text sollte wie folgt ergänzt werden: 
 

Zusätzlich zu dem im Abschnitt „Wesentliche Unsicherheiten in Bezug auf die Unter-
nehmensfortführung“ beschriebenen Sachverhalt haben wir unten beschriebene 
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Sachverhalte bestimmt, die als besonders wichtige Prüfungssachverhalte in unserem 
Bestätigungsvermerk zu kommunizieren sind. 

 

4.2.7. Sonstige Informationen 

(48) Für den Fall, dass sonstige Informationen im Zusammenhang mit dem geprüften Ab-
schluss, dem Lagebericht und dem Bestätigungsvermerk veröffentlicht werden, regelt 
der ISA 720 (Revised) die Pflichten des Abschlussprüfers im Zusammenhang mit die-
sen sonstigen Informationen. ISA 720 (Revised) Tz. 14 verlangt vom Abschlussprü-
fer, diese sonstigen Informationen zu lesen, um allfällige Unstimmigkeiten mit dem 
Jahresabschluss würdigen zu können. 

 
(49) Als „annual report“ i.S.v. ISA 720 (Revised) Tz. 12(a) ist nach österreichischen Ge-

pflogenheiten in der Regel lediglich ein Geschäftsbericht oder ein vergleichbar be-
nanntes Dokument (z.B. integrierter Geschäftsbericht) zu verstehen, das als zusam-
menfassendes Dokument regelmäßig veröffentlicht wird und den vollständigen ge-
prüften Abschluss, den Lagebericht und den dazu abgegebenen Bestätigungsver-
merk enthält. 

 
(50) Handelt es sich um Dokumente zur Erfüllung der Informationsbedürfnisse einer be-

stimmten Interessengruppe oder zur Einhaltung eines bestimmten regulatorischen 
Berichtsziels, sind sie in der Regel nicht als Teil der sonstigen Informationen i.S.v. 
ISA 720 (Revised) Tz. 12(c) zu verstehen, selbst wenn die Verpflichtung besteht, ei-
nen solchen Bericht öffentlich zur Verfügung zu stellen. Zu den Beispielen für Be-
richte, die, wenn sie als eigenständige Dokumente herausgegeben werden, typischer-
weise kein Bestandteil des „annual report“ i.S.v. ISA 720 (Revised) Tz. 12(a) sind und 
die daher keine sonstigen Informationen i.S.v. ISA 720 (Revised) Tz. 12(c) darstellen, 
selbst wenn sie zeitgleich mit einem Geschäftsbericht veröffentlicht werden sollten, 
gehören: 

 
• Branchenberichte 
• Corporate Social Responsibility-Berichte 
• Berichte an Aufsichtsbehörden (z.B. Solvenzbilanz) 
• Freiwillige Berichterstattungen zur Nachhaltigkeit 
• Corporate Governance-Berichte gemäß § 243c UGB bzw. § 267b UGB 
• Berichte über Zahlungen an staatliche Stellen gemäß § 243d UGB bzw. § 267c 

UGB  
• Ertragsteuerinformationsberichte gemäß § 4 bzw. § 5 CBCR-VG 
• Vergütungsberichte gemäß § 78c AktG 

 
(51) Werden diese Berichte jedoch gemeinsam mit dem Jahresabschluss, dem Lagebe-

richt und dem Bestätigungsvermerk in einem Dokument veröffentlicht, stellen sie 
sonstige Informationen i.S.d. ISA 720 (Revised) dar. 

 
(52) Jahresfinanzberichte gemäß § 124 BörseG im gesetzlichen Mindestumfang und die 

Offenlegungen gemäß dem Bundesgesetz über die Wiener Zeitung GmbH und Ein-
richtung einer elektronischen Verlautbarungs- und Informationsplattform des Bundes 
(WZEVI-Gesetz) sind keine sonstigen Informationen und daher auch keine Bestand-
teile des „annual report“ i.S.v. ISA 720 (Revised) Tz. 12(a). 

 
(53) Wird in einem „annual report“ auf ein anderes Dokument verwiesen, dann wird dieses 

Dokument dadurch nicht zu einem Teil des „annual report“, und die darin enthaltenen 
Informationen werden nicht zu sonstigen Informationen. 
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(54) Abhängig davon, ob der Abschlussprüfer die sonstigen Informationen vor oder nach 
Erteilung des Bestätigungsvermerks erhält, ist im Bestätigungsvermerk auf diese 
sonstigen Informationen unterschiedlich einzugehen. 

 
(55) Wenn der Abschlussprüfer alle sonstigen Informationen vor Erteilung des Bestäti-

gungsvermerks erhält, sollte im Bestätigungsvermerk vor dem Abschnitt „Verantwort-
lichkeiten der gesetzlichen Vertreter [und des Aufsichtsrats/Prüfungsausschusses] für 
den Abschluss“ folgender Abschnitt mit der Überschrift „Sonstige Informationen“ (oder 
andere entsprechende Bezeichnung) eingefügt werden: 

 
Sonstige Informationen 

 
Die gesetzlichen Vertreter sind für die sonstigen Informationen verantwortlich. Die 
sonstigen Informationen umfassen alle Informationen im [Bezeichnung des Gesamt-
berichts], ausgenommen den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Bestäti-
gungsvermerk. 

 
Unser Prüfungsurteil zum Jahresabschluss erstreckt sich nicht auf diese sonstigen 
Informationen, und wir geben dazu keine Art der Zusicherung. 

 
Im Zusammenhang mit unserer Prüfung des Jahresabschlusses haben wir die Ver-
antwortlichkeit, diese sonstigen Informationen zu lesen und dabei zu würdigen, ob die 
sonstigen Informationen wesentliche Unstimmigkeiten zum Jahresabschluss oder zu 
unseren bei der Abschlussprüfung erlangten Kenntnissen aufweisen oder anderweitig 
falsch dargestellt erscheinen. 

 
Falls wir auf der Grundlage der von uns durchgeführten Arbeiten den Schluss ziehen, 
dass eine wesentliche falsche Darstellung dieser sonstigen Informationen vorliegt, 
sind wir verpflichtet, über diese Tatsache zu berichten. Wir haben in diesem Zusam-
menhang nichts zu berichten. 

 
(56) Wenn der Abschlussprüfer einer kapitalmarktnotierten Einheit die sonstigen Informa-

tionen gänzlich nach Erteilung des Bestätigungsvermerks erhält, sollte im Bestäti-
gungsvermerk vor dem Abschnitt „Verantwortlichkeiten der gesetzlichen Vertreter 
[und des Aufsichtsrats/Prüfungsausschusses] für den Abschluss“ folgender Abschnitt 
mit der Überschrift „Sonstige Informationen“ (oder andere entsprechende Bezeich-
nung) eingefügt werden: 

 
Sonstige Informationen 

 
Die gesetzlichen Vertreter sind für die sonstigen Informationen verantwortlich. Die 
sonstigen Informationen umfassen alle Informationen im [Bezeichnung des Gesamt-
berichts], ausgenommen den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Bestäti-
gungsvermerk. Der [Bezeichnung des Gesamtberichts] wird uns voraussichtlich nach 
dem Datum dieses Bestätigungsvermerks zur Verfügung gestellt. 

 
Unser Prüfungsurteil zum Jahresabschluss erstreckt sich nicht auf diese sonstigen 
Informationen, und wir werden dazu keine Art der Zusicherung geben. 

 
Im Zusammenhang mit unserer Prüfung des Jahresabschlusses haben wir die Ver-
antwortlichkeit, diese sonstigen Informationen zu lesen, sobald sie vorhanden sind, 
und dabei zu würdigen, ob die sonstigen Informationen wesentliche Unstimmigkeiten 
zum Jahresabschluss oder zu unseren bei der Abschlussprüfung erlangten Kenntnis-
sen aufweisen oder anderweitig falsch dargestellt erscheinen. 
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(57) Wenn der Abschlussprüfer einen Teil der sonstigen Informationen vor dem Datum 
seines Bestätigungsvermerks erhält und die Erlangung weiterer sonstiger Informatio-
nen nach dem Datum des Bestätigungsvermerks erwartet, sollte im Bestätigungsver-
merk vor dem Abschnitt „Verantwortlichkeiten der gesetzlichen Vertreter [und des 
Aufsichtsrats/Prüfungsausschusses] für den Abschluss“ folgender Abschnitt mit der 
Überschrift „Sonstige Informationen“ (oder andere entsprechende Bezeichnung) ein-
gefügt werden: 

 
Sonstige Informationen 

 
Die gesetzlichen Vertreter sind für die sonstigen Informationen verantwortlich. Die 
sonstigen Informationen umfassen alle Informationen im [Bezeichnung des Gesamt-
berichts], ausgenommen den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Bestäti-
gungsvermerk. Den [konkrete Bezeichnung des/der Berichts/e] haben wir vor dem 
Datum dieses Bestätigungsvermerks erhalten, die übrigen Teile des [Bezeichnung 
des Gesamtberichts] werden uns voraussichtlich nach diesem Datum zur Verfügung 
gestellt. 

 
Unser Prüfungsurteil zum Jahresabschluss erstreckt sich nicht auf diese sonstigen 
Informationen, und wir werden dazu keine Art der Zusicherung geben. 

 
Im Zusammenhang mit unserer Prüfung des Jahresabschlusses haben wir die Ver-
antwortlichkeit, diese sonstigen Informationen zu lesen und dabei zu würdigen, ob die 
sonstigen Informationen wesentliche Unstimmigkeiten zum Jahresabschluss oder zu 
unseren bei der Abschlussprüfung erlangten Kenntnissen aufweisen oder anderweitig 
falsch dargestellt erscheinen. 

 
Falls wir auf der Grundlage der von uns zu den vor dem Datum dieses Bestätigungs-
vermerks erlangten sonstigen Informationen durchgeführten Arbeiten den Schluss 
ziehen, dass eine wesentliche falsche Darstellung dieser sonstigen Informationen 
vorliegt, sind wir verpflichtet, über diese Tatsache zu berichten. Wir haben in diesem 
Zusammenhang nichts zu berichten. 

 

4.2.8. Verantwortlichkeiten der gesetzlichen Vertreter für den Abschluss 

(58) Der Bestätigungsvermerk muss einen Abschnitt mit der Überschrift „Verantwortlich-
keiten der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss/Konzernabschluss“ enthal-
ten. 

 
(59) Gemäß ISA 700 (Revised) Tz. 34 muss dieser Abschnitt die Verantwortlichkeiten des 

Managements für den Abschluss beschreiben. Diese Beschreibung muss eine Erklä-
rung enthalten, dass das Management verantwortlich ist für die Aufstellung des Ab-
schlusses in Übereinstimmung mit den maßgebenden Rechnungslegungsgrundsät-
zen und für solche internen Kontrollen, die es als notwendig erachtet, um die Aufstel-
lung eines Abschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstel-
lungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist. 

 
(60) Weiters sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Beurteilung der Fähigkeit 

der Einheit zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit und ob die Anwendung des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit ange-
messen ist sowie – sofern einschlägig – für die Angabe von Sachverhalten im Zusam-
menhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit. Die Erklärung der Verant-
wortlichkeit der gesetzlichen Vertreter für diese Beurteilung muss eine Beschreibung 
enthalten, wann die Anwendung des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit angemessen ist. 
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(61) In diesem Abschnitt müssen auch die für die Aufsicht über den Rechnungslegungs-

prozess Verantwortlichen (z.B. Aufsichtsrat, Prüfungsausschuss, Beirat, Kuratorium 
etc.) genannt werden, sofern sich diese von den gesetzlichen Vertretern, die für die 
Aufstellung des Abschlusses verantwortlich sind, unterscheiden.  

 
(62) In diesem Fall muss die Überschrift dieses Abschnitts „Verantwortlichkeiten der ge-

setzlichen Vertreter [und des Aufsichtsrats/Prüfungsausschusses] für den Jahresab-
schluss/Konzernabschluss“ lauten. 

 
(63) Dieser Abschnitt sollte daher wie folgt formuliert werden: 
 

Verantwortlichkeiten der gesetzlichen Vertreter [und des Aufsichtsrats/Prü-
fungsausschusses] für den Jahresabschluss 

 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlus-
ses und dafür, dass dieser in Übereinstimmung mit den österreichischen unterneh-
mensrechtlichen Vorschriften [und den sondergesetzlichen Bestimmungen] ein mög-
lichst getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft ver-
mittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrol-
len, die sie als notwendig erachten, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu 
ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen 
Handlungen oder Irrtümern ist. 

 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür ver-
antwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
zu beurteilen, Sachverhalte im Zusammenhang mit der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit – sofern einschlägig – anzugeben, sowie dafür, den Rechnungsle-
gungsgrundsatz der Fortführung der Unternehmenstätigkeit anzuwenden, es sei 
denn, die gesetzlichen Vertreter beabsichtigen, entweder die Gesellschaft zu liquidie-
ren oder die Unternehmenstätigkeit einzustellen, oder haben keine realistische Alter-
native dazu. 

 
[Der Aufsichtsrat/Prüfungsausschuss ist verantwortlich für die Überwachung des 
Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft.] 

 
(64) Wie in KFS/PG 1 Rz 7 beschrieben, werden in Österreich das UGB und die IFRS 

Accounting Standards, wie sie in der EU anzuwenden sind, als maßgebende Rech-
nungslegungsgrundsätze verstanden. Bei manchen Einheiten (Banken, Versiche-
rungsunternehmen, Universitäten, Vereine, ausgegliederte Rechtsträger etc.) können 
weitere, in Sondergesetzen geregelte rechnungslegungsrelevante Bestimmungen zu 
beachten sein. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, im Absatz „Verantwortlichkeiten 
der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss/Konzernabschluss“ bei den Aus-
führungen zur Aufstellung des Abschlusses und im Prüfungsurteil auch auf allfällige 
sondergesetzliche Bestimmungen hinzuweisen. 

 

4.2.9. Verantwortlichkeiten des Abschlussprüfers für die Prüfung des Abschlusses 

(65) Der Bestätigungsvermerk muss einen Abschnitt mit der Überschrift „Verantwortlich-
keiten des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses/Konzernab-
schlusses“ enthalten. 

 
(66) Die Inhalte dieses Abschnitts sind in ISA 700 (Revised) Tz. 38, 700 (Revised) Tz. 39 

und 700 (Revised) Tz. 40 geregelt. 
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(67) Gemäß ISA 700 (Revised) Tz. 41 müssen die in den Tz. 39 und 40 beschriebenen 
Sachverhalte enthalten sein: 

 
a) im Bestätigungsvermerk, 
b) in einer Anlage zum Bestätigungsvermerk, wobei dann ein Verweis im Bestäti-

gungsvermerk enthalten sein muss, wo diese Anlage zu finden ist, oder  
c) durch einen gesonderten Hinweis im Bestätigungsvermerk auf die Stelle, an der 

eine solche Beschreibung auf einer Website einer zuständigen Behörde zu finden 
ist. 

 
(68) Gemäß Option a) in Rz (67) sollte dieser Abschnitt daher wie folgt lauten: 
 

Verantwortlichkeiten des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresab-
schlusses 

 
Unsere Ziele sind, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab-
schluss als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolo-
sen Handlungen oder Irrtümern ist, und einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der 
unser Prüfungsurteil beinhaltet. Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicher-
heit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit den österreichi-
schen Grundsätzen ordnungsmäßiger Abschlussprüfung, die die Anwendung der ISA 
erfordern, durchgeführte Abschlussprüfung eine wesentliche falsche Darstellung, falls 
eine solche vorliegt, stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Hand-
lungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn von 
ihnen einzeln oder insgesamt vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie die 
auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses getroffenen wirtschaftlichen Entschei-
dungen von Nutzern beeinflussen. 

 
Als Teil einer Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit den österreichischen Grund-
sätzen ordnungsmäßiger Abschlussprüfung, die die Anwendung der ISA erfordern, 
üben wir während der gesamten Abschlussprüfung pflichtgemäßes Ermessen aus 
und bewahren eine kritische Grundhaltung.  

 
Darüber hinaus gilt: 

 
• Wir identifizieren und beurteilen die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen 

aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern im Abschluss, planen Prü-
fungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken, führen sie durch und erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für 
unser Prüfungsurteil zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen resul-
tierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist höher als 
ein aus Irrtümern resultierendes, da dolose Handlungen kollusives Zusammen-
wirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellun-
gen oder das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

• Wir gewinnen ein Verständnis von den für die Abschlussprüfung relevanten inter-
nen Kontrollen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen 
Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur 
Wirksamkeit der internen Kontrollen der Gesellschaft abzugeben. 

• Wir beurteilen die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den ge-
setzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte in der Rechnungslegung 
und damit zusammenhängende Angaben. 

• Wir ziehen Schlussfolgerungen über die Angemessenheit der Anwendung des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
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durch die gesetzlichen Vertreter sowie, auf der Grundlage der erlangten Prü-
fungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereig-
nissen oder Gegebenheiten besteht, die erhebliche Zweifel an der Fähigkeit der 
Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls 
wir die Schlussfolgerung ziehen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, 
sind wir verpflichtet, in unserem Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen An-
gaben im Jahresabschluss aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben 
unangemessen sind, unser Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere 
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungs-
vermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegeben-
heiten können jedoch die Abkehr der Gesellschaft von der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit zur Folge haben. 

• Wir beurteilen die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresab-
schlusses einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zu-
grunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse in einer Weise wiedergibt, 
dass ein möglichst getreues Bild erreicht wird. 

 
(69) Bei der Prüfung von Konzernabschlüssen sollte nach dem Text in Rz (68) noch fol-

gender Absatz zusätzlich angefügt werden: 
 

• Wir planen die Konzernabschlussprüfung und führen sie durch, um ausreichende 
geeignete Prüfungsnachweise zu den Finanzinformationen der Einheiten oder 
Geschäftsbereiche innerhalb des Konzerns zu erlangen als Grundlage für die Bil-
dung eines Prüfungsurteils zum Konzernabschluss. Wir sind verantwortlich für die 
Anleitung, Beaufsichtigung und Durchsicht der für Zwecke der Konzernab-
schlussprüfung durchgeführten Prüfungstätigkeiten. Wir tragen die Alleinverant-
wortung für unser Prüfungsurteil. 

 
(70) In Anlehnung an KFS/PG 1 Rz 49 ff. sollte bei der Prüfung von Jahresabschlüssen, 

wenn ISA 600 (Revised) angewendet wird, folgender Text verwendet werden: 
 

• Wir planen die Jahresabschlussprüfung und führen sie durch, um ausreichende 
geeignete Prüfungsnachweise zu den Finanzinformationen der Einheiten oder 
Geschäftsbereiche innerhalb der Gesellschaft zu erlangen als Grundlage für die 
Bildung eines Prüfungsurteils zum Jahresabschluss. Wir sind verantwortlich für 
die Anleitung, Beaufsichtigung und Durchsicht der für Zwecke der Jahresab-
schlussprüfung durchgeführten Prüfungstätigkeiten. Wir tragen die Alleinverant-
wortung für unser Prüfungsurteil. 

 
(71) Weiters sollten bei Einheiten mit einem Organ, welches für die Überwachung verant-

wortlich ist, folgende zwei Absätze zusätzlich angeführt werden, wobei der zweite Ab-
satz nach ISA 700 (Revised) Tz. 40(b) nur bei kapitalmarktnotierten Einheiten anzu-
führen ist (für Unternehmen von öffentlichem Interesse wird auf die zusätzlichen An-
gaben in Rz (115) verwiesen): 

 
Wir tauschen uns mit dem [Aufsichtsrat/Prüfungsausschuss] unter anderem über den 
geplanten Umfang und die geplante zeitliche Einteilung der Abschlussprüfung sowie 
über bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger bedeutsamer Män-
gel in den internen Kontrollen, die wir während unserer Abschlussprüfung erkennen, 
aus. 

 
Wir geben dem [Aufsichtsrat/Prüfungsausschuss] auch eine Erklärung ab, dass wir 
die relevanten beruflichen Verhaltensanforderungen zur Unabhängigkeit eingehalten 
haben, und tauschen uns mit ihm über alle Beziehungen und sonstigen Sachverhalte 
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aus, von denen vernünftigerweise angenommen werden kann, dass sie sich auf un-
sere Unabhängigkeit und – sofern einschlägig – auf vorgenommene Handlungen zur 
Beseitigung von Gefährdungen oder angewandte Schutzmaßnahmen auswirken. 

 
(72) Bei kapitalmarktnotierten Einheiten bzw. Unternehmen von öffentlichem Interesse ist 

bezüglich der besonders wichtigen Prüfungssachverhalte ein weiterer Absatz anzu-
fügen. Dieser sollte wie folgt lauten: 

 
Wir bestimmen von den Sachverhalten, über die wir uns mit dem [Aufsichtsrat/Prü-
fungsausschuss] ausgetauscht haben, diejenigen Sachverhalte, die am bedeutsams-
ten für die Prüfung des Jahresabschlusses des Geschäftsjahres waren und daher die 
besonders wichtigen Prüfungssachverhalte sind. Wir beschreiben diese Sachverhalte 
in unserem Bestätigungsvermerk, es sei denn, Gesetze oder andere Rechtsvorschrif-
ten schließen die öffentliche Angabe des Sachverhalts aus oder wir bestimmen in 
äußerst seltenen Fällen, dass ein Sachverhalt nicht in unserem Bestätigungsvermerk 
mitgeteilt werden sollte, weil vernünftigerweise erwartet wird, dass die negativen Fol-
gen einer solchen Mitteilung deren Vorteile für das öffentliche Interesse übersteigen 
würden. 

 
(73) ISA 700 (Revised) Tz. A55 bzw. ISA 700 (Revised) Tz. A57 enthalten Formulierungs-

vorschläge für den Abschnitt „Verantwortlichkeiten des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses“ bei Wahl der Option b) bzw. der 
Option c) in Rz (67). 

 
(74) Bei Abschlussprüfungen von Unternehmen von öffentlichem Interesse müssen auch 

die Bestimmungen der EU-VO eingehalten werden.  
 
(75) Der Text laut Rz (68) (erster und zweiter Absatz) sollte daher wie folgt lauten: 
 

… Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie da-
für, dass eine in Übereinstimmung mit der EU-VO und mit den österreichischen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Abschlussprüfung, … 

 
Als Teil einer Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit der EU-VO und mit den ös-
terreichischen Grundsätzen ordnungsmäßiger Abschlussprüfung, … 

 

4.2.10. Ergänzungen des Bestätigungsvermerks 

(76) Gemäß § 274 Abs. 3 UGB ist im Bestätigungsvermerk auf alle anderen Umstände zu 
verweisen, auf die der Abschlussprüfer in besonderer Weise aufmerksam gemacht 
hat, ohne das Prüfungsurteil einzuschränken. 

 
(77) Zur Vorgangsweise bei der Prüfungsdurchführung und zu den Auswirkungen auf den 

Bestätigungsvermerk wird auf den ISA 706 (Revised) verwiesen. 
 

4.2.11. Modifikationen zum Prüfungsurteil 

4.2.11.1. Allgemeines 

(78) Gemäß § 274 Abs. 1 Z 3 UGB kann das Prüfungsurteil auch eingeschränkt oder ne-
gativ formuliert sein. § 274 Abs. 2 UGB regelt die Angabe der Nichtabgabe des Prü-
fungsurteils, falls der Abschlussprüfer nicht in der Lage ist, ein solches abzugeben. 

 
(79) ISA 705 (Revised) Tz. 5(b) definiert ein modifiziertes Prüfungsurteil als eingeschränk-

tes, versagtes oder nicht abgegebenes Prüfungsurteil. 
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(80) ISA 705 (Revised) Tz. 6 gibt die Fälle an, in denen eine Modifizierung des Prüfungs-

urteils erforderlich ist. Der Abschlussprüfer muss das Prüfungsurteil dann modifizie-
ren, wenn 

 
a) er auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise zu der Schlussfolgerung 

gelangt, dass der Abschluss insgesamt nicht frei von wesentlichen falschen Dar-
stellungen ist, oder 

b) er nicht in der Lage ist, ausreichende geeignete Prüfungsnachweise zu erlangen, 
die den Schluss erlauben, dass der Abschluss insgesamt frei von wesentlichen 
falschen Darstellungen ist. 

 
(81) Die nachfolgende Tabelle setzt die Bezeichnungen des ISA 705 (Revised) und des 

UGB in Beziehung zueinander. 
 

ISA UGB 
eingeschränktes Prüfungsurteil 

(ISA 705 (Revised) Tz. 6(a) oder (b), 
Tz. 7) 

eingeschränktes Prüfungsurteil 
(§ 274 Abs. 1 Z 3) 

versagtes Prüfungsurteil 
(ISA 705 (Revised) Tz. 6(a), Tz. 8) 

negatives Prüfungsurteil  
(§ 274 Abs. 1 Z 3) 

Erklärung der Nichtabgabe eines 
Prüfungsurteils 

(ISA 705 (Revised) Tz. 6(b), Tz. 9, 
Tz. 10) 

Nichtabgabe eines Prüfungsurteils, weil 
der Abschlussprüfer nicht in der Lage 

ist, ein Prüfungsurteil abzugeben 
(§ 274 Abs. 2) 

 

4.2.11.2. Form und Inhalt des Bestätigungsvermerks bei modifiziertem Prüfungsurteil 

(82) Der Abschnitt zur Grundlage der Modifizierung (vgl. ISA 705 (Revised) Tz. 16 ff.) ist 
entsprechend den Gegebenheiten mit der Überschrift „Grundlage für das einge-
schränkte Prüfungsurteil“, „Grundlage für das negative Prüfungsurteil“ oder „Grund-
lage für die Nichtabgabe eines Prüfungsurteils“ zu versehen. 

 
(83) Der Abschnitt mit dem Prüfungsurteil (vgl. ISA 705 (Revised) Tz. 22 ff.) ist ebenfalls 

entsprechend anzupassen, und die Überschrift hat „Eingeschränktes Prüfungsurteil“, 
„Negatives Prüfungsurteil“ oder „Erklärung der Nichtabgabe eines Prüfungsurteils“ zu 
lauten. 

 

4.2.12. Sonstige Angabepflichten 

4.2.12.1. Allgemeines 

(84) Nach ISA 700 (Revised) Tz. 43 muss der Abschlussprüfer, wenn er im Vermerk „sons-
tigen über die ISA-Angabepflichten zum Abschluss hinausgehenden Angabepflichten 
nachkommt“, hierfür einen gesonderten Abschnitt in den Vermerk aufnehmen und 
diesen mit der Überschrift „Vermerk zu sonstigen gesetzlichen und anderen rechtli-
chen Anforderungen“ oder mit einem anderen, dem Inhalt des Abschnitts angemes-
senen Titel versehen. 

 
(85) Dieser Abschnitt muss die Überschrift „Sonstige gesetzliche und andere rechtliche 

Anforderungen“ haben und gegebenenfalls Unterabschnitte mit den Überschriften 
„Bericht zum Lagebericht“ und „Erklärung zum Ertragsteuerinformationsbericht“ bein-
halten. 
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(86) Bei Unternehmen von öffentlichem Interesse hat dieser Abschnitt weiters gegebenen-
falls einen Unterabschnitt „Bericht zur Einhaltung der Vorgaben für das elektronische 
Berichtsformat (ESEF)“ (Rz (114)) und jedenfalls „Zusätzliche Angaben nach Artikel 
10 der EU-VO“ (Rz (117)) zu beinhalten. Betreffend die Prüfung der Einhaltung der 
Anforderungen zur Aufstellung von Jahres- und Konzernabschlüssen und (Kon-
zern-)Lageberichten von Emittenten im einheitlichen elektronischen Berichtsformat 
gemäß § 124 Abs. 2 BörseG wird auf die Stellungnahme KFS/PE 36 verwiesen. 

 
(87) Bei allen anderen Einheiten, die keine Verpflichtung zur Erstellung eines Ertragsteu-

erinformationsberichts haben, kann die Überschrift „Sonstige gesetzliche und andere 
rechtliche Anforderungen“ entfallen (vgl. Rz (110)). 

 

4.2.12.2. Bericht zum Lagebericht 

(88) Beim Bericht zum Lagebericht handelt es sich um Angabepflichten im Sinn von Rz (9) 
und (10). 

 

4.2.12.2.1. Gesetzlich vorgeschriebenes Urteil und Erklärung 

(89) Der Bestätigungsvermerk umfasst gemäß § 274 Abs. 5 UGB ferner ein Urteil und eine 
Erklärung gemäß § 268 Abs. 1 Z 1 und 3, die auf den im Lauf der Prüfung durchge-
führten Arbeiten basieren. Dieses Urteil und diese Erklärung haben in einem geson-
derten Teil des Bestätigungsvermerks (Bericht zum Lagebericht) zu erfolgen. 

 

4.2.12.2.2. Bericht bei ordnungsgemäß erstelltem Lagebericht 

(90) Stellt der Abschlussprüfer aufgrund der im Lauf der Prüfung durchgeführten Arbeiten 
fest, dass die einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen erfüllt wurden, sollte die For-
mulierung des den Lagebericht betreffenden Teils des Bestätigungsvermerks wie 
folgt lauten: 

 
Bericht zum Lagebericht 

 
Der Lagebericht ist aufgrund der österreichischen unternehmensrechtlichen Vor-
schriften darauf zu prüfen, ob er mit dem Jahresabschluss des betreffenden Ge-
schäftsjahres in Einklang steht und ob er nach den geltenden rechtlichen Anforderun-
gen[, ausgenommen die Anforderungen an die Nachhaltigkeitsberichterstattung,] auf-
gestellt wurde. 

 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts in 
Übereinstimmung mit den österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften 
[und den sondergesetzlichen Bestimmungen]. 

 
Wir haben unsere Prüfung in Übereinstimmung mit den Berufsgrundsätzen zur Prü-
fung des Lageberichts durchgeführt. 

 
Urteil 

 
Nach unserer Beurteilung ist der Lagebericht nach den geltenden rechtlichen Anfor-
derungen[, ausgenommen die Anforderungen an die Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung,] aufgestellt worden und steht in Einklang mit dem Jahresabschluss. 
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Erklärung 
 

Angesichts der bei der Prüfung des Jahresabschlusses gewonnenen Erkenntnisse 
und des gewonnenen Verständnisses über die Gesellschaft und ihr Umfeld wurden 
wesentliche fehlerhafte Angaben im Lagebericht nicht festgestellt. 

 

4.2.12.2.3. Wesentliche Unsicherheiten in Bezug auf die Unternehmensfortführung 

(91) Gemäß § 243 Abs. 2 UGB hat der Lagebericht unter anderem eine angemessene 
Analyse der Lage des Unternehmens zu enthalten. Der Lagebericht hat nach § 243 
Abs. 3 Z 1 UGB auch auf die voraussichtliche Entwicklung des Unternehmens einzu-
gehen. 

 
(92) Bestehen wesentliche Unsicherheiten in Bezug auf die Unternehmensfortführung, ist 

eine entsprechende Ergänzung vorzunehmen, auch wenn die Ausführungen im La-
gebericht mit dem Jahresabschluss in Einklang stehen und keine wesentlichen feh-
lerhaften Angaben enthalten. 

 
(93) Die ersten drei Absätze des in Rz (90) empfohlenen Berichts zum Lagebericht bleiben 

unverändert. 
 
(94) Nach der Erklärung ist ein weiterer Absatz als Ergänzung anzufügen, der wie folgt 

lauten sollte: 
 

Ergänzung 
 

Hinsichtlich der wesentlichen Unsicherheiten in Bezug auf die Unternehmensfortfüh-
rung verweisen wir auf Abschnitt X im Lagebericht, der die Analyse der Lage der Ge-
sellschaft beschreibt. Weiters verweisen wir auf Abschnitt Y im Lagebericht, der auf 
die voraussichtliche Entwicklung der Gesellschaft eingeht. 

 

4.2.12.2.4. Bericht bei nicht ordnungsgemäß erstelltem Lagebericht 

4.2.12.2.4.1. Urteil zum Lagebericht 

(95) Das Urteil über den Lagebericht ist anzupassen, wenn als Ergebnis der Prüfung im 
Lagebericht wesentliche fehlerhafte oder fehlende Angaben bezüglich 

 
a) des Einklangs mit dem Jahresabschluss oder 
b) der geltenden rechtlichen Anforderungen  

 
festgestellt wurden. 

 
(96) Die Bestimmungen von ISA 705 (Revised) und ISA 706 (Revised) finden auf den Be-

richt zum Lagebericht in Bezug auf dessen Formulierungserfordernisse keine Anwen-
dung. 

 
(97) Die ersten drei Absätze des in Rz (90) empfohlenen Berichts zum Lagebericht bleiben 

unverändert. 
 
(98) Nach der Überschrift „Urteil“ ist ein Absatz einzufügen, worin die Umstände zu erläu-

tern sind, die zu der negativen Beurteilung geführt haben, allenfalls unter Angabe 
entsprechender Zahlen bzw. mit Hinweisen auf die als nicht zutreffend angesehenen 
Angaben bzw. Beschreibungen im Lagebericht. Das Urteil ist daher entsprechend an-
zupassen. Abhängig davon, ob die fehlerhaften und/oder fehlenden Angaben den 
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Einklang mit dem Jahresabschluss oder die geltenden rechtlichen Anforderungen be-
treffen, wird folgende Formulierung empfohlen: 

 
Urteil 

 
[Absatz zur Erläuterung der Umstände] 

 
Nach unserer Beurteilung ist der Lagebericht [in den vorstehend angeführten Punkten 
nicht] nach den geltenden rechtlichen Anforderungen aufgestellt worden und steht [in 
den vorstehend angeführten Punkten nicht] in Einklang mit dem Jahresabschluss. 

 

4.2.12.2.4.2. Erklärung zum Lagebericht 

(99) Die Erklärung zum Lagebericht ist anzupassen, wenn angesichts der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse und des gewonnenen Verständnisses über das Unterneh-
men und sein Umfeld wesentliche fehlerhafte Angaben im Lagebericht festgestellt 
wurden. 

 
(100) Wurden derartige wesentliche fehlerhafte Angaben festgestellt, so ist auf die Art die-

ser fehlerhaften Angaben in der Erklärung einzugehen. 
 
(101) Die ersten drei Absätze des in Rz (90) empfohlenen Berichts zum Lagebericht bleiben 

unverändert. Das Urteil zum Lagebericht ist entsprechend der Rz (98) anzupassen. 
 
(102) Für die Erklärung wird folgende Formulierung empfohlen: 
 

Erklärung 
 

Angesichts der bei der Prüfung des Jahresabschlusses gewonnenen Erkenntnisse 
und des gewonnenen Verständnisses über die Gesellschaft und ihr Umfeld wurden 
folgende wesentliche fehlerhafte Angaben im Lagebericht festgestellt: 

 
[Aufzählung und Beschreibung der fehlerhaften Angaben] 

 

4.2.12.2.5. Konsequenzen des Fehlens eines Lageberichts 

(103) Erstellt die Gesellschaft keinen Lagebericht, obwohl sie gemäß den Bestimmungen 
des UGB dazu verpflichtet wäre, so kann der Abschlussprüfer keine ausreichenden 
Prüfungsnachweise zum Lagebericht erlangen. 

 
(104) Unabhängig vom Fehlen des Lageberichts ist das Prüfungsurteil zum Jahresab-

schluss in der entsprechenden Form (uneingeschränkt, eingeschränkt, negativ oder 
Nichtabgabe) zu erklären. 

 
(105) Der Bericht zum Lagebericht ist entsprechend anzupassen. Es wird folgende Formu-

lierung empfohlen: 
 

Bericht zum Lagebericht 
 

Der Lagebericht ist aufgrund der österreichischen unternehmensrechtlichen Vor-
schriften darauf zu prüfen, ob er mit dem Jahresabschluss in Einklang steht und ob 
er nach den geltenden rechtlichen Anforderungen aufgestellt wurde. 

 
Die gesetzlichen Vertreter haben entgegen den österreichischen unternehmensrecht-
lichen Vorschriften den Lagebericht nicht aufgestellt. 
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Daher konnten wir eine Prüfung in Übereinstimmung mit den Berufsgrundsätzen zur 
Prüfung des Lageberichts nicht durchführen und sind nicht in der Lage, ein Urteil und 
eine Erklärung zum Lagebericht abzugeben. 

 

4.2.12.2.6. Konsequenzen des Fehlens einer Nachhaltigkeitserklärung im Lagebericht 

(106) Nimmt die Gesellschaft in den Lagebericht keine Nachhaltigkeitserklärung auf, ob-
wohl sie gemäß den Bestimmungen des UGB dazu verpflichtet wäre, so liegt ein Ver-
stoß der gesetzlichen Vertreter gegen unternehmensrechtliche Vorschriften vor. Hin-
sichtlich der Konsequenzen für die Redepflicht wird auf die Stellungnahme KFS/PE 
18 (Redepflicht gemäß dem UGB und andere anlassbezogene Berichtspflichten des 
Abschlussprüfers) verwiesen. 

 
(107) Unabhängig vom Fehlen der Nachhaltigkeitserklärung im Lagebericht ist das Prü-

fungsurteil zum Jahresabschluss in der entsprechenden Form (uneingeschränkt, ein-
geschränkt, negativ oder Nichtabgabe) zu erklären. 

 

4.2.12.3. Erklärung zum Ertragsteuerinformationsbericht 

(108) Gemäß § 13 CBCR-VG hat der Abschlussprüfer im Bestätigungsvermerk zum Jah-
resabschluss anzugeben, ob das Unternehmen für das Geschäftsjahr, das dem zu 
prüfenden Geschäftsjahr vorausging, nach § 4 oder § 5 CBCR-VG verpflichtet war, 
einen Ertragsteuerinformationsbericht offenzulegen, und bejahendenfalls, ob eine 
solche Offenlegung erfolgt ist. In einem Bestätigungsvermerk zur Prüfung eines Kon-
zernabschlusses sind die Angaben gemäß § 13 CBCR-VG nicht erforderlich. 

 
(109) Der entsprechende Abschnitt im Bestätigungsvermerk ist mit der Überschrift „Erklä-

rung zum Ertragsteuerinformationsbericht“ als weiterer Abschnitt unter den Angaben 
zu sonstigen gesetzlichen und anderen rechtlichen Anforderungen einzuordnen. 

 
(110) Fällt die Gesellschaft nicht in den Anwendungsbereich des § 2 CBCR-VG, so sind 

keine diesbezüglichen Angaben im Bestätigungsvermerk erforderlich, und dieser wei-
tere Abschnitt ist nicht anzuführen. 

 
(111) Zu den im Abschnitt „Erklärung zum Ertragsteuerinformationsbericht“ darzustellenden 

Angaben können folgende Fälle unterschieden werden: 
 

− Fall 1: Fällt die Gesellschaft in den Anwendungsbereich des § 2 CBCR-VG, aber 
nicht unter die Berichtspflichten gemäß den §§ 4 und 5 CBCR-VG, so lautet der 
Abschnitt wie folgt: 

 
Erklärung zum Ertragsteuerinformationsbericht 

 
Die Gesellschaft erfüllt nicht die gesetzlichen Kriterien für eine Ertragsteuerbe-
richterstattung und ist daher nicht verpflichtet, für das Geschäftsjahr [Vorjahr] ei-
nen diesbezüglichen Bericht offenzulegen. 

 
− Fall 2: Falls das (Tochter-)Unternehmen für das relevante Geschäftsjahr zwar die 

Kriterien für die Berichtspflichten gemäß den §§ 4 und 5 CBCR-VG erfüllt, aber 
aufgrund der Befreiungsmöglichkeiten des § 7 CBCR-VG von der Offenlegung 
eines Ertragsteuerinformationsberichts des Mutterunternehmen befreit ist, lautet 
der Abschnitt wie folgt: 
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Erklärung zum Ertragsteuerinformationsbericht 
 

Die Gesellschaft erfüllt die gesetzlichen Kriterien für eine Ertragsteuerberichter-
stattung, ist aber aufgrund der Befreiungsbestimmungen nicht verpflichtet, für das 
Geschäftsjahr [Vorjahr] einen Ertragsteuerinformationsbericht offenzulegen. 

 
− Fall 3: Ist das Unternehmen gemäß den §§ 4 und 5 CBCR-VG verpflichtet, einen 

Ertragsteuerinformationsbericht für das relevante Geschäftsjahr offenzulegen, ist 
es dieser Verpflichtung aber nicht fristgerecht nachgekommen, lautet der Ab-
schnitt wie folgt: 

 
Erklärung zum Ertragsteuerinformationsbericht 

 
Die Gesellschaft erfüllt die gesetzlichen Kriterien für eine Ertragsteuerberichter-
stattung für das Geschäftsjahr [Vorjahr], ist dieser Verpflichtung jedoch nicht frist-
gerecht nachgekommen. 

 
− Fall 4: Ist die erforderliche Offenlegung für das relevante Geschäftsjahr fristge-

recht erfolgt, lautet der Abschnitt wie folgt: 
 

Erklärung zum Ertragsteuerinformationsbericht 
 

Die Gesellschaft erfüllt die gesetzlichen Kriterien für eine Ertragsteuerberichter-
stattung und hat entsprechend der gesetzlichen Verpflichtung für das Geschäfts-
jahr [Vorjahr] fristgerecht einen Ertragsteuerinformationsbericht offengelegt. 

 
(112) Wenn die Gesellschaft den Bericht nicht innerhalb von zwölf Monaten nach dem Ab-

schlussstichtag, also nicht fristgerecht, sondern verspätet vorlegt, hat das keine Aus-
wirkung auf die Angabe im Bestätigungsvermerk, und es ist eine Erklärung gemäß 
Fall 3 aus Rz (111) abzugeben. 

 
(113) Wenn der Abschlussprüfer aufgrund der vorliegenden Unterlagen, Dokumente und 

Informationen nicht abschließend beurteilen kann, ob eine gesetzliche Verpflichtung 
zur Ertragsteuerberichterstattung besteht (z.B. im Fall von Berichtspflichten für Toch-
tergesellschaften von obersten Mutterunternehmen, die nicht dem Recht eines ande-
ren Mitgliedstaats der Europäischen Union oder eines Vertragsstaats des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum unterliegen und wo die erforderlichen 
Informationen nicht beschafft werden können), so ist die Erklärung wie folgt zu modi-
fizieren: 

 
Erklärung zum Ertragsteuerinformationsbericht 

 
Aufgrund fehlender Informationen kann nicht abschließend festgestellt werden, ob die 
Gesellschaft einer gesetzlichen Verpflichtung, für das Geschäftsjahr [Vorjahr] einen 
Ertragsteuerinformationsbericht ihres obersten Mutterunternehmens vorzulegen, un-
terliegt. [Die Gesellschaft hat [keinen Ertragsteuerinformationsbericht/keine Erklärung 
über einen Ertragsteuerinformationsbericht ihres obersten Mutterunternehmens] ein-
gereicht.] 

 

4.2.12.4. Bericht zur Einhaltung der Vorgaben für das elektronische Berichtsformat 
(ESEF) 

(114) § 124 BörseG legt die Pflicht zur Veröffentlichung des Jahresfinanzberichts für bör-
senotierte Emittenten fest. Ist ein Emittent zur Aufstellung eines Konzernabschlusses 
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verpflichtet, so hat der geprüfte Jahresabschluss nach § 124 Abs. 2 BörseG den Kon-
zernabschluss und den Jahresabschluss des Emittenten als Mutterunternehmen zu 
umfassen. Jahresabschluss, Konzernabschluss und Lagebericht (inklusive Nachhal-
tigkeitsberichterstattung) sind gemäß § 124 Abs. 2 BörseG im einheitlichen elektroni-
schen Berichtsformat (European Single Electronic Format, „ESEF“) gemäß der dele-
gierten Verordnung (EU) 2019/815 („ESEF-VO“) aufzustellen. Zur Berichterstattung 
über Prüfungen der Einhaltung der Anforderungen zur Aufstellung von Jahres- und 
Konzernabschlüssen und (Konzern-)Lageberichten von Emittenten im einheitlichen 
elektronischen Berichtsformat gemäß § 124 Abs. 2 BörseG wird auf die Stellung-
nahme KFS/PE 36 verwiesen. 

 

4.2.12.5. Zusätzliche Angaben nach Artikel 10 der EU-VO 

(115) Gemäß Art. 10 Abs. 2 der EU-VO hat der Bestätigungsvermerk bei Unternehmen von 
öffentlichem Interesse folgende zusätzliche Angaben zu enthalten: 

 
1. die Angabe, von wem oder von welchem Organ der Abschlussprüfer bestellt 

wurde; 
2. die Angabe des Datums der Bestellung des Abschlussprüfers und der gesamten 

ununterbrochenen Mandatsdauer, einschließlich bereits erfolgter Verlängerun-
gen und erneuter Bestellungen; 

3. eine Darlegung darüber, in welchem Maße die Abschlussprüfung als dazu geeig-
net angesehen wurde, Unregelmäßigkeiten, einschließlich Betrug, aufzudecken 
(bereits berücksichtigt in den Verantwortlichkeiten des Abschlussprüfers für die 
Prüfung des Jahresabschlusses, siehe Rz (68)); 

4. die Bestätigung, dass das Prüfungsurteil mit dem im Art. 11 der EU-VO genann-
ten zusätzlichen Bericht an den Prüfungsausschuss in Einklang steht; 

5. die Erklärung, dass keine verbotenen Nichtprüfungsleistungen nach Art. 5 Abs. 1 
der EU-VO erbracht wurden und der Abschlussprüfer bei der Durchführung der 
Abschlussprüfung seine Unabhängigkeit von dem geprüften Unternehmen ge-
wahrt hat; 

6. die Angabe der Leistungen, die vom Abschlussprüfer für das geprüfte Unterneh-
men oder das bzw. die von diesem beherrschte(n) Unternehmen zusätzlich zur 
Abschlussprüfung erbracht wurden und die im Lagebericht oder in den Abschlüs-
sen nicht angegeben wurden. 

 
(116) Der entsprechende Abschnitt im Bestätigungsvermerk sollte nach dem „Bericht zum 

Lagebericht“ bzw. nach der „Erklärung zum Ertragsteuerinformationsbericht“ einge-
ordnet werden. 

 
(117) Dieser Abschnitt sollte wie folgt lauten: 
 

Zusätzliche Angaben nach Artikel 10 der EU-VO 
 

Wir wurden von der Hauptversammlung am [Datum] als Abschlussprüfer gewählt. Wir 
wurden am [Datum] vom Aufsichtsrat beauftragt. [Sofern zutreffend bei Bestellung im 
Vorhinein (Bank- und Versicherungsprüfer): Außerdem wurden wir von der [Haupt-
versammlung/Generalversammlung] am [Datum] bereits für das darauffolgende Ge-
schäftsjahr als Abschlussprüfer gewählt und am [Datum] vom Aufsichtsrat mit der Ab-
schlussprüfung beauftragt.] Wir sind ununterbrochen seit [Datum/Geschäftsjahr/An-
zahl Jahre] Abschlussprüfer. 

 
Wir erklären, dass das Prüfungsurteil im Abschnitt „Bericht zum Jahresabschluss“ mit 
dem zusätzlichen Bericht an den Prüfungsausschuss nach Artikel 11 der EU-VO in 
Einklang steht. 
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Wir erklären, dass wir keine verbotenen Nichtprüfungsleistungen (Artikel 5 Abs. 1 der 
EU-VO) erbracht haben und dass wir bei der Durchführung der Abschlussprüfung 
unsere Unabhängigkeit von der geprüften Gesellschaft gewahrt haben. 

 
[Wir haben folgende Leistungen, die nicht im Jahresabschluss oder im Lagebericht 
angegeben wurden, zusätzlich zur Abschlussprüfung für die geprüfte Gesellschaft 
und für die von dieser beherrschten Unternehmen erbracht: 
…] 

 
(118) Für die Angabe zu den zusätzlich vom Abschlussprüfer erbrachten Leistungen im Ab-

schluss des geprüften Unternehmens ist es ausreichend, wenn diese den Anforde-
rungen gemäß § 238 Abs. 1 Z 18 UGB entspricht. Dies gilt auch für die Möglichkeit 
des Unterbleibens der Angabe, wenn das Unternehmen in einen Konzernabschluss 
einbezogen und eine derartige Information darin enthalten ist. Sollten vom Abschluss-
prüfer Leistungen erbracht worden sein, die weder von der Angabe im Abschluss 
noch von der Angabe in einem übergeordneten Konzernabschluss oder in einem Ab-
schluss eines beherrschten Unternehmens umfasst sind, sind sie im Bestätigungs-
vermerk anzugeben. 

 

4.2.13. Name des Auftragsverantwortlichen 

(119) Nach ISA 700 (Revised) Tz. 46 muss bei Bestätigungsvermerken von kapitalmarkt-
notierten Einheiten der Auftragsverantwortliche im Bestätigungsvermerk genannt 
werden. Nach den österreichischen berufsrechtlichen Bestimmungen ist dies der auf-
tragsverantwortliche Wirtschaftsprüfer. 

 
(120) Dieser Abschnitt trägt die Überschrift „Auftragsverantwortlicher Wirtschaftsprüfer“ und 

ist als letzter Abschnitt des Bestätigungsvermerks vor Ort, Datum und Unterschrift zu 
platzieren. 

 
(121) Der Text sollte wie folgt lauten: 
 

Auftragsverantwortlicher Wirtschaftsprüfer 
 

Der für die Prüfung auftragsverantwortliche Wirtschaftsprüfer ist [Name]. 
 

4.2.14. Unterzeichnung des Bestätigungsvermerks 

(122) Der Bestätigungsvermerk ist vom Abschlussprüfer zu unterzeichnen. Bestätigungs-
vermerke, die durch eine Gesellschaft erteilt werden, müssen gemäß § 57 WTBG 
2017 die firmenmäßige Zeichnung durch Unterschrift von für die Gesellschaft zeich-
nungsberechtigten Wirtschaftsprüfern enthalten; der gemäß § 77 Abs. 9 WTBG 2017 
für die Prüfung verantwortliche Wirtschaftsprüfer hat den Bestätigungsvermerk jeden-
falls zu unterzeichnen. Dies ist auch in § 274 Abs. 7 Satz 2 UGB geregelt. Der Unter-
schrift sollte die Berufsbezeichnung „Wirtschaftsprüfer“ ohne Verwendung anderer 
Berufsbezeichnungen hinzugefügt werden. 

 
(123) Gemäß § 274 Abs. 7 Satz 1 UGB ist der Bestätigungsvermerk vom Abschlussprüfer 

unter Angabe des Datums und des Ortes der Niederlassung des Abschlussprüfers zu 
unterzeichnen. Der Ort sollte üblicherweise der Ort des Berufssitzes des Abschluss-
prüfers sein. Bei Wirtschaftsprüfungsgesellschaften kommt als Ort entweder der Fir-
mensitz oder der Sitz einer Zweigstelle in Betracht. Das Datum des Bestätigungsver-
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merks ist das Datum, an dem der Abschlussprüfer ausreichende geeignete Prüfungs-
nachweise als Grundlage für das Prüfungsurteil erlangt hat (vgl. ISA 700 (Revised) 
Tz. 49).4 

 
(124) Sind mehr als ein Abschlussprüfer gleichzeitig beauftragt worden (vgl. dazu § 274 

Abs. 6 UGB), so ist gemäß § 274 Abs. 7 Satz 3 UGB der Bestätigungsvermerk von 
allen verantwortlichen Abschlussprüfern zu unterzeichnen, welche die Abschlussprü-
fung durchgeführt haben. 

 

4.2.15. Zusammenfassung von Bestätigungsvermerken 

(125) Gemäß § 274 Abs. 5a UGB kann ein Abschlussprüfer, der sowohl den Jahresab-
schluss als auch den Konzernabschluss eines Unternehmens prüft, die Bestätigungs-
vermerke zum Jahresabschluss und zum Konzernabschluss zusammenfassen. 

 

5. Vergleichsangaben 

(126) Klarstellend wird festgehalten, dass es sich bei den vergleichenden Darstellungen 
(Vorjahreszahlen) in Abschlüssen nach dem UGB und den IFRS Accounting Stand-
ards, wie sie in der EU anzuwenden sind, um Vergleichsangaben (corresponding 
figures) i.S.v. ISA 710 Tz. 6(b) handelt, d.h. dass sich das Prüfungsurteil des 
Abschlussprüfers zum Abschluss nur auf den laufenden Zeitraum bezieht. 

 

6. Veröffentlichung des Bestätigungsvermerks 

(127) Der vollständige Wortlaut des Bestätigungsvermerks ist gemeinsam mit dem offenzu-
legenden Jahresabschluss wiederzugeben (§ 281 UGB). Wird im Rahmen der Offen-
legung (§§ 277 ff. UGB) von den Erleichterungsbestimmungen Gebrauch gemacht, 
ist darauf hinzuweisen, dass sich der erteilte Bestätigungsvermerk auf den vollstän-
digen Jahresabschluss bezieht. Dies gilt ebenso für sonstige durch Gesetz, Gesell-
schaftsvertrag oder Satzung vorgeschriebene Veröffentlichungen. 

 
(128) Der Abschlussprüfer ist nicht verpflichtet zu prüfen, ob der Jahresabschluss und der 

Lagebericht gemeinsam mit dem Bestätigungsvermerk richtig offengelegt werden. 
Gelangt jedoch dem Abschlussprüfer die Tatsache einer unvollständigen oder abwei-
chenden Veröffentlichung eines mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Jahres-
abschlusses zur Kenntnis, so hat der Abschlussprüfer die geprüfte Gesellschaft auf-
zufordern, eine Richtigstellung zu veranlassen. 

 

7. Sonderfragen 

7.1. Bestätigungsvermerk bei Änderung des Jahresabschlusses oder des La-
geberichts (Nachtragsprüfungen) 

7.1.1. Allgemeines 

(129) § 269 Abs. 4 UGB enthält diesbezüglich folgende Vorschrift: „Werden der Jahresab-
schluss, der Konzernabschluss, der Lagebericht oder der Konzernlagebericht nach 

 
4  Durch die abschließende Durchsicht der Prüfungsdokumentation ist gemäß ISA 220 (Revised) 

Tz. 32 sicherzustellen, dass diese Voraussetzungen zum im Bestätigungsvermerk angeführten Da-
tum gegeben sind. 
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Vorlage des Prüfungsberichts geändert, so ist die Änderung dem Abschlussprüfer 
bekanntzugeben, der sie mit ihren Auswirkungen zu prüfen hat. Über das Ergebnis 
der Prüfung ist zu berichten; der Bestätigungsvermerk und gegebenenfalls der Zusi-
cherungsvermerk sind entsprechend zu ergänzen und erforderlichenfalls zu ändern.“ 

 
(130) Die Nachtragsprüfung hat nur die nachträglichen Änderungen des Jahresabschlus-

ses und/oder des Lageberichts und die Auswirkungen dieser Änderungen zu umfas-
sen. Die ursprünglichen Festlegungen zur Wesentlichkeit gemäß dem ISA 320 wer-
den durch die Nachtragsprüfung nicht verändert. 

 
(131) Jahresabschlüsse, die gemäß § 202 Abs. 1 Z 2 oder 3 AktG als nichtig einzustufen 

sind, können nicht einer Nachtragsprüfung unterzogen werden. Die entsprechenden 
Jahresabschlüsse müssen neu aufgestellt und vollständig geprüft werden. 

 
(132) Eine Änderung der Nachhaltigkeitsberichterstattung, die Teil des Lageberichts ist, 

stellt eine (Gesamt-)Änderung des Lageberichts dar. Wird die Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung nach Vorlage des Prüfungsberichts bzw. des Zusicherungsvermerks ge-
ändert (§ 269 Abs. 4 UGB), ist eine Nachtragsprüfung der Nachhaltigkeitsberichter-
stattung durch deren Prüfer erforderlich. Hinsichtlich Nachhaltigkeitsberichterstattung 
wird auf die Stellungnahme KFS/PE 28 verwiesen. 

 
(133) Der ISA 560 sieht zwei Varianten der Berichterstattung über die Nachtragsprüfung 

vor (ISA 560 Tz. 12(a) und (b)). Beide finden in § 269 Abs. 4 UGB Deckung. 
 

7.1.2. Bestätigungsvermerk nach ISA 560 Tz. 12(a) 

7.1.2.1. Prüfungsurteil 

(134) Das ursprünglich erteilte Prüfungsurteil bleibt im Falle einer Nachtragsprüfung grund-
sätzlich wirksam, muss jedoch entsprechend ergänzt, erforderlichenfalls modifiziert 
werden. 

 
(135) Führt die Nachtragsprüfung zu dem Ergebnis, dass das ursprünglich erteilte uneinge-

schränkte Prüfungsurteil unverändert aufrechterhalten werden kann, ist dennoch eine 
Ergänzung des Prüfungsurteils erforderlich, um klarzustellen, dass sich das Prüfungs-
urteil auf einen geänderten Jahresabschluss bezieht.  

 
(136) Nach dem gesamten Bestätigungsvermerk ist, nach dem ursprünglichen Datum, ein 

Prüfungsurteil zur Nachtragsprüfung anzufügen. Der Abschnitt sollte wie folgt formu-
liert werden:  

 
Änderungen des Jahresabschlusses 

 
Der Jahresabschluss wurde nach Erteilung des Bestätigungsvermerks geändert. Wir 
verweisen auf Abschnitt … des Anhangs, in dem die Änderungen im Jahresabschluss 
beschrieben sind. Die Änderungen betrafen den Bilanzposten …, den Posten der Ge-
winn- und Verlustrechnung … sowie die damit zusammenhängenden Angaben im 
Anhang. Auf die Begründung der Änderungen durch die gesetzlichen Vertreter der 
Gesellschaft in der Anhangangabe … wird verwiesen. 

 
(137) Der Absatz mit dem Prüfungsurteil und seine Überschrift sind ebenfalls anzupassen 

und sollten wie folgt lauten: 
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Prüfungsurteil zur Nachtragsprüfung 
 

Wir haben die Änderungen des Jahresabschlusses geprüft. Nach unserer Beurteilung 
entsprechen die Änderungen des Jahresabschlusses den gesetzlichen Vorschriften 
und vermittelt der geänderte Jahresabschluss ein möglichst getreues Bild der Vermö-
gens- und Finanzlage der Gesellschaft zum [Datum des Abschlussstichtags] sowie 
der Ertragslage der Gesellschaft für das an diesem Stichtag endende Geschäftsjahr 
in Übereinstimmung mit den österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften 
[und den sondergesetzlichen Bestimmungen]. 

 
(138) Der um das Prüfungsurteil zur Nachtragsprüfung ergänzte Bestätigungsvermerk ist 

unter Angabe des Datums und des Ortes der Niederlassung des Abschlussprüfers zu 
unterzeichnen und in den Bericht über die Nachtragsprüfung aufzunehmen. 

 
(139) Für Modifizierungen des Prüfungsurteils hinsichtlich der Änderungen gelten im Übri-

gen die Ausführungen im ISA 705 (Revised). 
 

7.1.2.2. Bericht zum Lagebericht 

(140) Wird der Lagebericht geändert, ist der Bericht zum Lagebericht entsprechend zu er-
gänzen, wobei auch hier grundsätzlich das ursprünglich erteilte Urteil und die Erklä-
rung wirksam bleiben. 

 
(141) Kann der ursprünglich erteilte Bericht zum Lagebericht weiterhin aufrecht bleiben, ist 

dennoch eine Ergänzung des Berichts zum Lagebericht erforderlich, um klarzustellen, 
dass sich der Bericht zum Lagebericht auf einen geänderten Lagebericht bezieht. 

 
(142) Der „Bericht zum geänderten Lagebericht“ ist nach dem gesamten Bestätigungsver-

merk bzw. – wenn auch der Jahresabschluss geändert wurde – nach dem Prüfungs-
urteil zur Nachtragsprüfung anzufügen. Der Text sollte wie folgt lauten: 

 
Bericht zum geänderten Lagebericht 

 
Der Lagebericht wurde nach Erteilung des Bestätigungsvermerks geändert. Die Än-
derungen betrafen die Abschnitte … Auf die Begründung der Änderungen durch die 
gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft in der Angabe … im Lagebericht wird verwie-
sen. 

 
(143) Die Absätze mit dem Urteil und der Erklärung sind ebenfalls entsprechend zu ergän-

zen und sollten wie folgt lauten: 
 

Ergänztes Urteil 
 

Die Änderungen im Lagebericht sind nach unserer Beurteilung nach den geltenden 
rechtlichen Anforderungen vorgenommen worden und stehen in Einklang mit dem 
geänderten Jahresabschluss. 

 
Ergänzte Erklärung 

 
Angesichts der bei der Nachtragsprüfung des geänderten Jahresabschlusses gewon-
nenen Erkenntnisse und des gewonnenen Verständnisses über die Gesellschaft und 
ihr Umfeld wurden wesentliche fehlerhafte Angaben bei den Änderungen im Lagebe-
richt nicht festgestellt. 
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(144) Für Anpassungen des Berichts zum Lagebericht hinsichtlich der Änderungen gelten 
im Übrigen die Ausführungen der Rz (95) ff. 

 

7.1.3. Bestätigungsvermerk nach ISA 560 Tz. 12(b) 

7.1.3.1. Prüfungsurteil 

(145) Mit Abschluss der Nachtragsprüfung ist ein Bestätigungsvermerk zu erteilen, in den 
ein Abschnitt mit der Bezeichnung „Hervorhebung eines Sachverhalts – Nachtrags-
prüfung“ oder mit der Bezeichnung „Hinweis auf einen sonstigen Sachverhalt – Nach-
tragsprüfung“ oder einer ähnlichen Bezeichnung aufzunehmen ist. Es wird empfoh-
len, diesen Abschnitt unmittelbar vor dem Abschnitt „Verantwortlichkeiten der gesetz-
lichen Vertreter [und des Aufsichtsrats/Prüfungsausschusses] für den Jahresab-
schluss“ einzufügen. 

 
(146) Der Abschnitt „Hervorhebung eines Sachverhalts – Nachtragsprüfung“ sollte wie folgt 

lauten: 
 

Hervorhebung eines Sachverhalts – Nachtragsprüfung 
 

Der Jahresabschluss wurde nach Erteilung des Bestätigungsvermerks vom (Datum 
des ursprünglichen Bestätigungsvermerks) geändert. Wir verweisen auf Abschnitt … 
des Anhangs, in dem die Änderungen im Jahresabschluss beschrieben sind. Die 
Änderungen betrafen den Bilanzposten …, den Posten der Gewinn- und 
Verlustrechnung … sowie die damit zusammenhängenden Angaben im Anhang. Auf 
die Begründung der Änderungen durch die gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft in 
der Anhangangabe … wird verwiesen. 

 
Die Prüfungshandlungen der Nachtragsprüfung zu den nachträglichen Ereignissen 
bis zum Datum dieses neuen Bestätigungsvermerks beschränken sich auf die im An-
hang beschriebenen Änderungen. 

 
Das Prüfungsurteil ist in Bezug auf diesen Sachverhalt nicht modifiziert. 

 
(147) Der Abschnitt „Hinweis auf einen sonstigen Sachverhalt – Nachtragsprüfung“ sollte 

wie folgt lauten: 
 

Hinweis auf einen sonstigen Sachverhalt – Nachtragsprüfung 
 

Der Jahresabschluss wurde nach Erteilung des Bestätigungsvermerks vom (Datum 
des ursprünglichen Bestätigungsvermerks) geändert. Die Änderungen betrafen den 
Bilanzposten …, den Posten der Gewinn- und Verlustrechnung … sowie die damit 
zusammenhängenden Angaben im Anhang. Als Begründung haben die gesetzlichen 
Vertreter der Gesellschaft … angegeben. 

 
Die Prüfungshandlungen der Nachtragsprüfung zu den nachträglichen Ereignissen 
bis zum Datum dieses neuen Bestätigungsvermerks beschränken sich auf die be-
schriebenen Änderungen. 

 

7.1.3.2. Bericht zum Lagebericht 

(148) Im Falle der Verwendung eines Abschnitts „Hervorhebung eines Sachverhalts – 
Nachtragsprüfung“ sollte der Text wie folgt lauten: 

 
Bericht zum geänderten Lagebericht 
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Der Lagebericht wurde nach Erteilung des Bestätigungsvermerks vom (Datum des 
ursprünglichen Bestätigungsvermerks) geändert. Die Änderungen betrafen die Ab-
schnitte … Auf die Begründung der Änderungen durch die gesetzlichen Vertreter der 
Gesellschaft in der Angabe … im Lagebericht wird verweisen. 

 
Die Prüfungshandlungen der Nachtragsprüfung zu den nachträglichen Ereignissen 
bis zum Datum dieses neuen Bestätigungsvermerks beschränken sich auf die im La-
gebericht beschriebenen Änderungen. 

 
(149) Bezüglich der Absätze „Ergänztes Urteil“ und „Ergänzte Erklärung“ wird auf Rz (143) 

verwiesen. 
 
(150) Im Falle der Verwendung eines Abschnitts „Hinweis auf einen sonstigen Sachverhalt 

– Nachtragsprüfung“ sollte der Text wie folgt lauten: 
 

Bericht zum geänderten Lagebericht 
 

Der Lagebericht wurde nach Erteilung des Bestätigungsvermerks vom (Datum des 
ursprünglichen Bestätigungsvermerks) geändert. Die Änderungen betrafen die Ab-
schnitte … Als Begründung haben die gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft … an-
gegeben. 

 
Die Prüfungshandlungen der Nachtragsprüfung zu den nachträglichen Ereignissen 
bis zum Datum dieses neuen Bestätigungsvermerks beschränken sich auf die be-
schriebenen Änderungen. 

 
(151) Bezüglich der Absätze „Ergänztes Urteil“ und „Ergänzte Erklärung“ wird auf Rz (143) 

verwiesen. 
 

7.2. Bestätigungsvermerk bei Neuaufstellung des Jahresabschlusses 
und/oder des Lageberichts 

(152) In Fällen, in denen sich die zuständigen Organe entscheiden, den Jahresabschluss 
und/oder den Lagebericht neu aufzustellen, hat der Abschlussprüfer diesen Jahres-
abschluss und/oder diesen Lagebericht zu prüfen und einen neuen Bestätigungsver-
merk zu erteilen. 

 
(153) Die Prüfung darf sich dabei nicht nur auf die Änderungen beziehen, da es sich nicht 

um eine Nachtragsprüfung, sondern um die Prüfung eines neuen Jahresabschlusses 
bzw. Lageberichts handelt. 

 
(154) Falls der durch den neu aufgestellten Jahresabschluss bzw. Lagebericht ersetzte 

Jahresabschluss bzw. Lagebericht bereits herausgegeben wurde, ist der sich darauf 
beziehende Bestätigungsvermerk zu widerrufen. 

 

7.3. Widerruf des Bestätigungsvermerks 

(155) Der Widerruf des Bestätigungsvermerks ist gesetzlich nicht geregelt. 
 
(156) ISA 560 Tz. 17 i.V.m. Tz. A20 enthält Regelungen zum Widerruf des Bestätigungs-

vermerks, ohne den Begriff „Widerruf“ ausdrücklich anzuführen. 
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(157) Haben die gesetzlichen Vertreter nach Auffassung des Abschlussprüfers nicht die er-
forderlichen Schritte unternommen, um das Vertrauen in den zu einem vorher veröf-
fentlichten Jahresabschluss erteilten Bestätigungsvermerk zu verhindern, obwohl der 
Abschlussprüfer zuvor mitgeteilt hat, dass er Maßnahmen ergreifen wird, um ein sol-
ches Vertrauen zu verhindern, hängen die Maßnahmen des Abschlussprüfers von 
den gesetzlichen Rechten und Pflichten ab (ISA 560 Tz. A20). 

 
(158) Werden die Maßnahmen gemäß Rz (157) durch die gesetzlichen Vertreter nicht er-

griffen, hat der Abschlussprüfer den Bestätigungsvermerk zu widerrufen. Der Wider-
ruf des Bestätigungsvermerks ist schriftlich an die Adressaten des Prüfungsberichts 
zu richten und zu begründen. 

 
(159) Weiters hat der Abschlussprüfer unter Hinweis auf die Auftragsbedingungen die Ge-

sellschaft darauf hinzuweisen, dass der Bestätigungsvermerk nicht mehr verwendet 
werden darf und die Veröffentlichung des Widerrufs in den Bekanntmachungsblättern 
zu erfolgen hat; weiters hat der Abschlussprüfer das Firmenbuchgericht von der Tat-
sache des Widerrufs zu verständigen. 

 
(160) Ein Widerruf ist nicht erforderlich, wenn die Vermeidung eines falschen Eindrucks 

vom Ergebnis der Abschlussprüfung bereits auf andere Art aufgrund von Informatio-
nen an die Adressaten des Bestätigungsvermerks sichergestellt ist, z.B. durch Kor-
rektur in einem Folgeabschluss unter Berücksichtigung der maßgebenden Rech-
nungslegungsgrundsätze. 

 

7.4. Bestätigungsvermerk bei freiwilligen Abschlussprüfungen 

(161) Bei nicht gesetzlich vorgeschriebenen Abschlussprüfungen ist die Erteilung eines Be-
stätigungsvermerks gemäß § 274 UGB nur zulässig, wenn die Prüfung nach den für 
gesetzlich vorgeschriebene Abschlussprüfungen geltenden Grundsätzen durchge-
führt worden ist. 

 
(162) Im Zusammenhang mit freiwilligen Abschlussprüfungen ist festzuhalten, dass die in 

§ 275 UGB vorgesehenen Haftungshöchstgrenzen nur für Pflichtprüfungen, nicht 
aber für freiwillige Prüfungen jeglicher Art gelten. Es ist jedoch geboten, in der Ver-
einbarung mit dem Auftraggeber über eine freiwillige Prüfung eine Haftungshöchst-
grenze zu vereinbaren. Diese Vereinbarung kann in Anlehnung an die Bestimmungen 
des § 275 UGB getroffen werden. 

 
(163) Um die Wirksamkeit der Haftungsbeschränkung gegenüber Dritten zu erreichen, wird 

empfohlen, die Einschränkung der Haftung im Bestätigungsvermerk in einem geson-
derten Abschnitt „Haftungsbeschränkung“ offenzulegen. Bezüglich Formulierungen 
der Haftungsbeschränkung wird auf die Ausführungen in KFS/PE 13 verwiesen. 

7.5. Sonderfall: Bestätigungsvermerk bei Kleinstkapitalgesellschaften 

(164) Kleinstkapitalgesellschaften gemäß § 221 Abs. 1a UGB brauchen nach § 242 Abs. 1 
UGB keinen Anhang aufzustellen. Trotzdem sieht diese Bestimmung die Fiktion vor, 
dass der Jahresabschluss ohne weitere Angaben und Erläuterungen ein möglichst 
getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage vermittelt. 

 
(165) Das Prüfungsurteil wird daher entsprechend den Rechnungslegungsgrundsätzen zur 

sachgerechten Gesamtdarstellung (fair presentation framework) formuliert (vgl. 
Rz (4)). 
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(166) Zur Klarstellung ist bei Kleinstkapitalgesellschaften in den Bestätigungsvermerk ein 
Abschnitt mit der Überschrift „Sonstiger Sachverhalt“ aufzunehmen, der auf diese Be-
sonderheit hinweist. Dieser sollte wie folgt lauten: 

 
Sonstiger Sachverhalt 

 
Nach den österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften wird bei Kleinstka-
pitalgesellschaften davon ausgegangen, dass der Jahresabschluss auch ohne wei-
tere Angaben und Erläuterungen ein möglichst getreues Bild der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage vermittelt. 

 

8. Anwendungszeitpunkt 

(167) Die vorliegende überarbeitete Fassung dieses Fachgutachtens ist auf die Prüfung von 
Abschlüssen für Geschäftsjahre anzuwenden, die nach dem 18. Februar 2026 begin-
nen. 

 
(168) Die Bestimmungen des Abschnitts 4.2.12.3. sind ab der Prüfung der Abschlüsse für 

jene Geschäftsjahre anzuwenden, die auf das erste Geschäftsjahr folgen, das nach 
dem 21. Juni 2024 beginnt. 

 
(169) Die Bestimmungen des Abschnitts 4.2.12.4. sind auf die Prüfung von Abschlüssen für 

Geschäftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2025 beginnen. 
 
(170) Die Bestimmungen des Abschnitts 7.5. sind auf die Prüfung von Abschlüssen für Ge-

schäftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2020 beginnen. 
 
(171) Die Rz (69) ist auf Prüfungen von Konzernabschlüssen für Geschäftsjahre anzuwen-

den, die am oder nach dem 15. Dezember 2023 beginnen. 
 
(172) Die Rz (21), (50), (55) bis (57), (64), (68), (70), (71), (126) und (163) sind auf die 

Prüfung von Abschlüssen für Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 
15. Dezember 2024 beginnen. 
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Anlage 1: Muster für einen Bestätigungsvermerk über die Abschlussprüfung eines 
Jahresabschlusses einer Kapitalgesellschaft [mit [Aufsichtsrat/Prüfungs-
ausschuss]], aufgestellt nach dem UGB, samt Lagebericht ohne Nachhaltig-
keitsberichterstattung, samt Erklärung zum Ertragsteuerinformationsbericht 
(Fall 1) (kein Unternehmen von öffentlichem Interesse) 

 
Bestätigungsvermerk 
 
Bericht zum Jahresabschluss 
 
Prüfungsurteil 
 
Wir haben den beigefügten Jahresabschluss der [Gesellschaft], [Ort], bestehend aus der Bi-
lanz zum [Datum], der Gewinn- und Verlustrechnung für das an diesem Stichtag endende Ge-
schäftsjahr und dem Anhang, geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung entspricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und 
vermittelt ein möglichst getreues Bild der Vermögens- und Finanzlage zum [Datum] sowie der 
Ertragslage der Gesellschaft für das an diesem Stichtag endende Geschäftsjahr in Überein-
stimmung mit den österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften [und den sonderge-
setzlichen Bestimmungen]. 
 
Grundlage für das Prüfungsurteil 
 
Wir haben unsere Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Diese Grundsätze erfordern die An-
wendung der International Standards on Auditing (ISA). Unsere Verantwortlichkeiten nach die-
sen Vorschriften und Standards sind im Abschnitt „Verantwortlichkeiten des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind von der Gesellschaft unabhängig in Übereinstimmung mit den österreichi-
schen unternehmensrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften, und wir haben unsere 
sonstigen beruflichen Pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind 
der Auffassung, dass die von uns bis zum Datum des Bestätigungsvermerks erlangten Prü-
fungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu 
diesem Datum zu dienen. 
 
Verantwortlichkeiten der gesetzlichen Vertreter [und des [Aufsichtsrats/Prüfungsaus-
schusses]] für den Jahresabschluss 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses und 
dafür, dass dieser in Übereinstimmung mit den österreichischen unternehmensrechtlichen 
Vorschriften [und den sondergesetzlichen Bestimmungen] ein möglichst getreues Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen 
Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie als notwendig erachten, um die 
Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Dar-
stellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwort-
lich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen, 
Sachverhalte im Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit – sofern ein-
schlägig – anzugeben, sowie dafür, den Rechnungslegungsgrundsatz der Fortführung der Un-
ternehmenstätigkeit anzuwenden, es sei denn, die gesetzlichen Vertreter beabsichtigen, ent-
weder die Gesellschaft zu liquidieren oder die Unternehmenstätigkeit einzustellen, oder haben 
keine realistische Alternative dazu. 
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[Der [Aufsichtsrat/Prüfungsausschuss] ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungs-
legungsprozesses der Gesellschaft.] 
 
Verantwortlichkeiten des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
 
Unsere Ziele sind, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder 
Irrtümern ist, und einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil beinhaltet. 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsätzen ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung, die die Anwendung der ISA erfordern, durchgeführte Abschlussprüfung eine wesentliche 
falsche Darstellung, falls eine solche vorliegt, stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können 
aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen, 
wenn von ihnen einzeln oder insgesamt vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie 
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen 
von Nutzern beeinflussen. 
 
Als Teil einer Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung, die die Anwendung der ISA erfordern, üben wir während 
der gesamten Abschlussprüfung pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung.  
 
Darüber hinaus gilt: 
 
• Wir identifizieren und beurteilen die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen aufgrund 

von dolosen Handlungen oder Irrtümern im Abschluss, planen Prüfungshandlungen als 
Reaktion auf diese Risiken, führen sie durch und erlangen Prüfungsnachweise, die aus-
reichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. Das 
Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellungen 
nicht aufgedeckt werden, ist höher als ein aus Irrtümern resultierendes, da dolose Hand-
lungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, ir-
reführende Darstellungen oder das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten kön-
nen. 

• Wir gewinnen ein Verständnis von den für die Abschlussprüfung relevanten internen Kon-
trollen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen ange-
messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der internen 
Kontrollen der Gesellschaft abzugeben. 

• Wir beurteilen die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten Werte in der Rechnungslegung und damit zusammenhängende 
Angaben. 

• Wir ziehen Schlussfolgerungen über die Angemessenheit der Anwendung des Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit durch die gesetzli-
chen Vertreter sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine we-
sentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, 
die erhebliche Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit aufwerfen können. Falls wir die Schlussfolgerung ziehen, dass eine wesent-
liche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, in unserem Bestätigungsvermerk auf die 
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss aufmerksam zu machen oder, falls diese 
Angaben unangemessen sind, unser Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere 
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks 
erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch 
die Abkehr der Gesellschaft von der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zur Folge ha-
ben. 
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• Wir beurteilen die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse in einer Weise wiedergibt, dass ein möglichst getreues Bild 
erreicht wird. 

 
[Wir tauschen uns mit dem [Aufsichtsrat/Prüfungsausschuss] unter anderem über den geplan-
ten Umfang und die geplante zeitliche Einteilung der Abschlussprüfung sowie über bedeut-
same Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger bedeutsamer Mängel in den internen 
Kontrollen, die wir während unserer Abschlussprüfung erkennen, aus.] 
 
Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderungen 
 
Bericht zum Lagebericht 
 
Der Lagebericht ist aufgrund der österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften da-
rauf zu prüfen, ob er mit dem Jahresabschluss des betreffenden Geschäftsjahres in Einklang 
steht und ob er nach den geltenden rechtlichen Anforderungen aufgestellt wurde. 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts in Überein-
stimmung mit den österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften [und den sonderge-
setzlichen Bestimmungen]. 
 
Wir haben unsere Prüfung in Übereinstimmung mit den Berufsgrundsätzen zur Prüfung des 
Lageberichts durchgeführt. 
 
Urteil 
 
Nach unserer Beurteilung ist der Lagebericht nach den geltenden rechtlichen Anforderungen 
aufgestellt worden und steht in Einklang mit dem Jahresabschluss. 
 
Erklärung 
 
Angesichts der bei der Prüfung des Jahresabschlusses gewonnenen Erkenntnisse und des 
gewonnenen Verständnisses über die Gesellschaft und ihr Umfeld wurden wesentliche fehler-
hafte Angaben im Lagebericht nicht festgestellt. 
 
Erklärung zum Ertragsteuerinformationsbericht 
 
Die Gesellschaft erfüllt nicht die gesetzlichen Kriterien für eine Ertragsteuerberichterstattung 
und ist daher nicht verpflichtet, für das Geschäftsjahr [Vorjahr] einen diesbezüglichen Bericht 
offenzulegen. 
 
 
[Ort] 
 
[Datum] 
 
[Firmenmäßige Zeichnung, der verantwortliche Wirtschaftsprüfer hat in jedem Fall zu unter-
schreiben.] 
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Anlage 2: Muster für einen Bestätigungsvermerk über die Abschlussprüfung eines 
Jahresabschlusses einer börsenotierten Kapitalgesellschaft mit [Aufsichts-
rat/Prüfungsausschuss], aufgestellt nach dem UGB, samt Lagebericht mit 
Nachhaltigkeitsberichterstattung und Geschäftsbericht, der nach Erteilung 
des Bestätigungsvermerks zur Verfügung gestellt wird, samt Erklärung zum 
Ertragsteuerinformationsbericht (Fall 4) (Konzernmutter, Unternehmen von 
öffentlichem Interesse, Anwendung § 124 Abs. 2 BörseG i.d.F. NaBeG) 

 
Bestätigungsvermerk 
 
Bericht zum Jahresabschluss 
 
Prüfungsurteil 
 
Wir haben den beigefügten Jahresabschluss der [Gesellschaft], [Ort], bestehend aus der Bi-
lanz zum [Datum], der Gewinn- und Verlustrechnung für das an diesem Stichtag endende Ge-
schäftsjahr und dem Anhang, geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung entspricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und 
vermittelt ein möglichst getreues Bild der Vermögens- und Finanzlage zum [Datum] sowie der 
Ertragslage der Gesellschaft für das an diesem Stichtag endende Geschäftsjahr in Überein-
stimmung mit den österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften [und den sonderge-
setzlichen Bestimmungen]. 
 
Grundlage für das Prüfungsurteil 
 
Wir haben unsere Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit der EU-Verordnung Nr. 537/2014 
(im Folgenden EU-VO) und mit den österreichischen Grundsätzen ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführt. Diese Grundsätze erfordern die Anwendung der International 
Standards on Auditing (ISA). Unsere Verantwortlichkeiten nach diesen Vorschriften und Stan-
dards sind im Abschnitt „Verantwortlichkeiten des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jah-
resabschlusses“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von der 
Gesellschaft unabhängig in Übereinstimmung mit den österreichischen unternehmensrechtli-
chen und berufsrechtlichen Vorschriften, und wir haben unsere sonstigen beruflichen Pflichten 
in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von 
uns bis zum Datum des Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu diesem Datum zu dienen. 
 
Besonders wichtige Prüfungssachverhalte 
 
Besonders wichtige Prüfungssachverhalte sind solche Sachverhalte, die nach unserem pflicht-
gemäßen Ermessen am bedeutsamsten für unsere Prüfung des Jahresabschlusses des Ge-
schäftsjahres waren. Diese Sachverhalte wurden im Zusammenhang mit unserer Prüfung des 
Jahresabschlusses als Ganzes und bei der Bildung unseres Prüfungsurteils hierzu berück-
sichtigt, und wir geben kein gesondertes Prüfungsurteil zu diesen Sachverhalten ab. 
 
[Beschreibung jedes besonders wichtigen Prüfungssachverhalts in Übereinstimmung mit ISA 
701 und EU-VO] 
 
Sonstige Informationen 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind für die sonstigen Informationen verantwortlich. Die sonstigen 
Informationen umfassen alle Informationen im [Bezeichnung des Gesamtberichts], ausgenom-
men den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Bestätigungsvermerk. Der [Bezeichnung 
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des Gesamtberichts] wird uns voraussichtlich nach dem Datum dieses Bestätigungsvermerks 
zur Verfügung gestellt. 
 
Unser Prüfungsurteil zum Jahresabschluss erstreckt sich nicht auf diese sonstigen Informati-
onen, und wir werden dazu keine Art der Zusicherung geben. 
 
Im Zusammenhang mit unserer Prüfung des Jahresabschlusses haben wir die Verantwort-
lichkeit, diese sonstigen Informationen zu lesen, sobald sie vorhanden sind, und dabei zu 
würdigen, ob die sonstigen Informationen wesentliche Unstimmigkeiten zum Jahresabschluss 
oder zu unseren bei der Abschlussprüfung erlangten Kenntnissen aufweisen oder anderweitig 
falsch dargestellt erscheinen. 
 
Verantwortlichkeiten der gesetzlichen Vertreter und des [Aufsichtsrats/Prüfungsaus-
schusses] für den Jahresabschluss 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses und 
dafür, dass dieser in Übereinstimmung mit den österreichischen unternehmensrechtlichen 
Vorschriften [und den sondergesetzlichen Bestimmungen] ein möglichst getreues Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen 
Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie als notwendig erachten, um die 
Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Dar-
stellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwort-
lich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen, 
Sachverhalte im Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit – sofern ein-
schlägig – anzugeben, sowie dafür, den Rechnungslegungsgrundsatz der Fortführung der Un-
ternehmenstätigkeit anzuwenden, es sei denn, die gesetzlichen Vertreter beabsichtigen, ent-
weder die Gesellschaft zu liquidieren oder die Unternehmenstätigkeit einzustellen, oder haben 
keine realistische Alternative dazu. 
 
Der [Aufsichtsrat/Prüfungsausschuss] ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungs-
legungsprozesses der Gesellschaft. 
 
Verantwortlichkeiten des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
 
Unsere Ziele sind, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder 
Irrtümern ist, und einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil beinhaltet. 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit der EU-VO und mit den österreichischen Grundsätzen ordnungsmä-
ßiger Abschlussprüfung, die die Anwendung der ISA erfordern, durchgeführte Abschlussprü-
fung eine wesentliche falsche Darstellung, falls eine solche vorliegt, stets aufdeckt. Falsche 
Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als we-
sentlich angesehen, wenn von ihnen einzeln oder insgesamt vernünftigerweise erwartet wer-
den könnte, dass sie die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses getroffenen wirtschaft-
lichen Entscheidungen von Nutzern beeinflussen. 
 
Als Teil einer Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit der EU-VO und mit den österreichi-
schen Grundsätzen ordnungsmäßiger Abschlussprüfung, die die Anwendung der ISA erfor-
dern, üben wir während der gesamten Abschlussprüfung pflichtgemäßes Ermessen aus und 
bewahren eine kritische Grundhaltung.  
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Darüber hinaus gilt: 
 
• Wir identifizieren und beurteilen die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen aufgrund 

von dolosen Handlungen oder Irrtümern im Abschluss, planen Prüfungshandlungen als 
Reaktion auf diese Risiken, führen sie durch und erlangen Prüfungsnachweise, die aus-
reichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. Das 
Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellungen 
nicht aufgedeckt werden, ist höher als ein aus Irrtümern resultierendes, da dolose Hand-
lungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, ir-
reführende Darstellungen oder das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten kön-
nen. 

• Wir gewinnen ein Verständnis von den für die Abschlussprüfung relevanten internen Kon-
trollen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen ange-
messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der internen 
Kontrollen der Gesellschaft abzugeben. 

• Wir beurteilen die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten Werte in der Rechnungslegung und damit zusammenhängende 
Angaben. 

• Wir ziehen Schlussfolgerungen über die Angemessenheit der Anwendung des Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit durch die gesetzli-
chen Vertreter sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine we-
sentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, 
die erhebliche Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit aufwerfen können. Falls wir die Schlussfolgerung ziehen, dass eine wesent-
liche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, in unserem Bestätigungsvermerk auf die 
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss aufmerksam zu machen oder, falls diese 
Angaben unangemessen sind, unser Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere 
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks 
erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch 
die Abkehr der Gesellschaft von der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zur Folge ha-
ben. 

• Wir beurteilen die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse in einer Weise wiedergibt, dass ein möglichst getreues Bild 
erreicht wird. 

 
Wir tauschen uns mit dem [Aufsichtsrat/Prüfungsausschuss] unter anderem über den geplan-
ten Umfang und die geplante zeitliche Einteilung der Abschlussprüfung sowie über bedeut-
same Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger bedeutsamer Mängel in den internen 
Kontrollen, die wir während unserer Abschlussprüfung erkennen, aus. 
 
Wir geben dem [Aufsichtsrat/Prüfungsausschuss] auch eine Erklärung ab, dass wir die rele-
vanten beruflichen Verhaltensanforderungen zur Unabhängigkeit eingehalten haben, und tau-
schen uns mit ihm über alle Beziehungen und sonstigen Sachverhalte aus, von denen ver-
nünftigerweise angenommen werden kann, dass sie sich auf unsere Unabhängigkeit und – 
sofern einschlägig – auf vorgenommene Handlungen zur Beseitigung von Gefährdungen oder 
angewandte Schutzmaßnahmen auswirken. 
 
Wir bestimmen von den Sachverhalten, über die wir uns mit dem [Aufsichtsrat/Prüfungsaus-
schuss] ausgetauscht haben, diejenigen Sachverhalte, die am bedeutsamsten für die Prüfung 
des Jahresabschlusses des Geschäftsjahres waren und daher die besonders wichtigen Prü-
fungssachverhalte sind. Wir beschreiben diese Sachverhalte in unserem Bestätigungsver-
merk, es sei denn, Gesetze oder andere Rechtsvorschriften schließen die öffentliche Angabe 
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des Sachverhalts aus oder wir bestimmen in äußerst seltenen Fällen, dass ein Sachverhalt 
nicht in unserem Bestätigungsvermerk mitgeteilt werden sollte, weil vernünftigerweise erwartet 
wird, dass die negativen Folgen einer solchen Mitteilung deren Vorteile für das öffentliche In-
teresse übersteigen würden. 
 
Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderungen 
 
Bericht zum Lagebericht 
 
Der Lagebericht ist aufgrund der österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften da-
rauf zu prüfen, ob er mit dem Jahresabschluss des betreffenden Geschäftsjahres in Einklang 
steht und ob er nach den geltenden rechtlichen Anforderungen, ausgenommen die Anforde-
rungen an die Nachhaltigkeitsberichterstattung, aufgestellt wurde.  
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts in Überein-
stimmung mit den österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften [und den sonderge-
setzlichen Bestimmungen]. 
 
Wir haben unsere Prüfung in Übereinstimmung mit den Berufsgrundsätzen zur Prüfung des 
Lageberichts durchgeführt. 
 
Urteil 
 
Nach unserer Beurteilung ist der Lagebericht nach den geltenden rechtlichen Anforderungen, 
ausgenommen die Anforderungen an die Nachhaltigkeitsberichterstattung, aufgestellt worden 
und steht in Einklang mit dem Jahresabschluss. 
 
Erklärung 
 
Angesichts der bei der Prüfung des Jahresabschlusses gewonnenen Erkenntnisse und des 
gewonnenen Verständnisses über die Gesellschaft und ihr Umfeld wurden wesentliche fehler-
hafte Angaben im Lagebericht nicht festgestellt. 
 
Bericht zur Einhaltung der Vorgaben für das elektronische Berichtsformat (ESEF) 
Siehe KFS/PE 36. 
 
Erklärung zum Ertragsteuerinformationsbericht 
 
Die Gesellschaft erfüllt die gesetzlichen Kriterien für eine Ertragsteuerberichterstattung und 
hat entsprechend der gesetzlichen Verpflichtung für das Geschäftsjahr [Vorjahr] fristgerecht 
einen Ertragsteuerinformationsbericht offengelegt. 
 
Zusätzliche Angaben nach Artikel 10 der EU-VO 
 
Wir wurden von der Hauptversammlung am [Datum] als Abschlussprüfer gewählt. Wir wurden 
am [Datum] vom Aufsichtsrat beauftragt. Wir sind ununterbrochen seit [Datum/Geschäfts-
jahr/Anzahl Jahre] Abschlussprüfer. 
 
Wir erklären, dass das Prüfungsurteil im Abschnitt „Bericht zum Jahresabschluss“ mit dem 
zusätzlichen Bericht an den Prüfungsausschuss nach Artikel 11 der EU-VO in Einklang steht. 
 
Wir erklären, dass wir keine verbotenen Nichtprüfungsleistungen (Artikel 5 Abs. 1 der EU-VO) 
erbracht haben und dass wir bei der Durchführung der Abschlussprüfung unsere Unabhängig-
keit von der geprüften Gesellschaft gewahrt haben. 
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[Wir haben folgende Leistungen, die nicht im Jahresabschluss oder im Lagebericht angegeben 
wurden, zusätzlich zur Abschlussprüfung für die geprüfte Gesellschaft und für die von dieser 
beherrschten Unternehmen erbracht: 
…] 
 
Auftragsverantwortlicher Wirtschaftsprüfer 
 
Der für die Abschlussprüfung auftragsverantwortliche Wirtschaftsprüfer ist [Name]. 
 
[Ort] 
 
[Datum] 
 
[Firmenmäßige Zeichnung, der verantwortliche Wirtschaftsprüfer hat in jedem Fall zu unter-
schreiben.] 
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Anlage 3: Muster für einen Bestätigungsvermerk über die Abschlussprüfung eines 
Jahresabschlusses einer Privatstiftung samt Lagebericht 

 
Bestätigungsvermerk 
 
Bericht zum Jahresabschluss 
 
Prüfungsurteil 
 
Wir haben den beigefügten Jahresabschluss der [Stiftung], [Ort], bestehend aus der Bilanz 
zum [Datum], der Gewinn- und Verlustrechnung für das an diesem Stichtag endende Ge-
schäftsjahr und dem Anhang, geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung entspricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und 
vermittelt ein möglichst getreues Bild der Vermögens- und Finanzlage zum [Datum] sowie der 
Ertragslage der Stiftung für das an diesem Stichtag endende Geschäftsjahr in Übereinstim-
mung mit den Vorschriften des Privatstiftungsgesetzes unter sinngemäßer Anwendung der 
Vorschriften des österreichischen Unternehmensgesetzbuches [und den Bestimmungen der 
Stiftungserklärung]. 
 
Grundlage für das Prüfungsurteil 
 
Wir haben unsere Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Diese Grundsätze erfordern die An-
wendung der International Standards on Auditing (ISA). Unsere Verantwortlichkeiten nach die-
sen Vorschriften und Standards sind im Abschnitt „Verantwortlichkeiten des Stiftungsprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind von der Stiftung unabhängig in Übereinstimmung mit den Bestimmungen 
des Privatstiftungsgesetzes und den österreichischen berufsrechtlichen Vorschriften, und wir 
haben unsere sonstigen beruflichen Pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen 
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns bis zum Datum des Bestätigungsvermerks 
erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prü-
fungsurteil zu diesem Datum zu dienen. 
 
Verantwortlichkeiten des Stiftungsvorstands [und des Aufsichtsrats] für den Jahresab-
schluss 
 
Der Stiftungsvorstand ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses und dafür, 
dass dieser in Übereinstimmung mit den Vorschriften des Privatstiftungsgesetzes unter sinn-
gemäßer Anwendung der Vorschriften des österreichischen Unternehmensgesetzbuches [und 
den Bestimmungen der Stiftungserklärung] ein möglichst getreues Bild der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage der Stiftung vermittelt. Ferner ist der Stiftungsvorstand verantwortlich 
für die internen Kontrollen, die er als notwendig erachtet, um die Aufstellung eines Jahresab-
schlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von do-
losen Handlungen oder Irrtümern ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist der Stiftungsvorstand dafür verantwortlich, die 
Fähigkeit der Stiftung zur Fortführung der Geschäftstätigkeit zu beurteilen, Sachverhalte im 
Zusammenhang mit der Fortführung der Geschäftstätigkeit – sofern einschlägig – anzugeben, 
sowie dafür, den Rechnungslegungsgrundsatz der Fortführung der Geschäftstätigkeit anzu-
wenden, es sei denn, der Stiftungsvorstand beabsichtigt, entweder die Stiftung zu liquidieren 
oder die Geschäftstätigkeit einzustellen, oder hat keine realistische Alternative dazu. 
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[Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der 
Stiftung.] 
 
Verantwortlichkeiten des Stiftungsprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
 
Unsere Ziele sind, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder 
Irrtümern ist, und einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil beinhaltet. 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsätzen ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung, die die Anwendung der ISA erfordern, durchgeführte Abschlussprüfung eine wesentliche 
falsche Darstellung, falls eine solche vorliegt, stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können 
aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen, 
wenn von ihnen einzeln oder insgesamt vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie 
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen 
von Nutzern beeinflussen. 
 
Als Teil einer Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung, die die Anwendung der ISA erfordern, üben wir während 
der gesamten Abschlussprüfung pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. 
 
Darüber hinaus gilt: 
 
• Wir identifizieren und beurteilen die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen aufgrund 

von dolosen Handlungen oder Irrtümern im Abschluss, planen Prüfungshandlungen als 
Reaktion auf diese Risiken, führen sie durch und erlangen Prüfungsnachweise, die aus-
reichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. Das 
Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellungen 
nicht aufgedeckt werden, ist höher als ein aus Irrtümern resultierendes, da dolose Hand-
lungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, ir-
reführende Darstellungen oder das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten kön-
nen. 

• Wir gewinnen ein Verständnis von den für die Abschlussprüfung relevanten internen Kon-
trollen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen ange-
messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der internen 
Kontrollen der Stiftung abzugeben. 

• Wir beurteilen die Angemessenheit der vom Stiftungsvorstand angewandten Rechnungs-
legungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der vom Stiftungsvorstand dargestellten ge-
schätzten Werte in der Rechnungslegung und damit zusammenhängende Angaben. 

• Wir ziehen Schlussfolgerungen über die Angemessenheit der Anwendung des Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Geschäftstätigkeit durch den Stiftungsvor-
stand sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche 
Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die erheb-
liche Zweifel an der Fähigkeit der Stiftung zur Fortführung der Geschäftstätigkeit aufwerfen 
können. Falls wir die Schlussfolgerung ziehen, dass eine wesentliche Unsicherheit be-
steht, sind wir verpflichtet, in unserem Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Anga-
ben im Jahresabschluss aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemes-
sen sind, unser Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf 

Sofern ein Aufsichtsrat gemäß §§ 22 ff. PSG vorhanden ist, ist folgender Absatz einzufü-
gen: 
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der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungs-
nachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch die Abkehr der Stif-
tung von der Fortführung der Geschäftstätigkeit zur Folge haben. 

• Wir beurteilen die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse in einer Weise wiedergibt, dass ein möglichst getreues Bild 
erreicht wird. 

 
 
 
 
 
[Wir tauschen uns mit dem Aufsichtsrat unter anderem über den geplanten Umfang und die 
geplante zeitliche Einteilung der Abschlussprüfung sowie über bedeutsame Prüfungsfeststel-
lungen, einschließlich etwaiger bedeutsamer Mängel in den internen Kontrollen, die wir wäh-
rend unserer Abschlussprüfung erkennen, aus.] 
 
Bericht zum Lagebericht 
 
Der Lagebericht ist aufgrund der österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften da-
rauf zu prüfen, ob er mit dem Jahresabschluss des betreffenden Geschäftsjahres in Einklang 
steht und ob er nach den geltenden rechtlichen Anforderungen aufgestellt wurde. 
 
Der Stiftungsvorstand ist verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts in Übereinstim-
mung mit den Vorschriften des Privatstiftungsgesetzes unter sinngemäßer Anwendung der 
Vorschriften des österreichischen Unternehmensgesetzbuches [und den Bestimmungen der 
Stiftungserklärung]. 
 
Wir haben unsere Prüfung in Übereinstimmung mit den Berufsgrundsätzen zur Prüfung des 
Lageberichts durchgeführt. 
 
Urteil 
 
Nach unserer Beurteilung ist der Lagebericht nach den geltenden rechtlichen Anforderungen 
aufgestellt worden, steht in Einklang mit dem Jahresabschluss und geht auf die Erfüllung des 
Stiftungszwecks ein. 
 
Erklärung 
 
Angesichts der bei der Prüfung des Jahresabschlusses gewonnenen Erkenntnisse und des 
gewonnenen Verständnisses über die Stiftung und ihr Umfeld wurden wesentliche fehlerhafte 
Angaben im Lagebericht nicht festgestellt. 
 
[Ort] 
 
[Datum] 
 
[Firmenmäßige Zeichnung, der verantwortliche Wirtschaftsprüfer hat in jedem Fall zu unter-
schreiben.] 
 

Sofern ein Aufsichtsrat gemäß §§ 22 ff. PSG vorhanden ist, ist folgender Absatz einzufü-
gen: 
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Anlage 4: Muster für einen Bestätigungsvermerk über die Abschlussprüfung eines 
Jahresabschlusses eines großen Vereins 

 
Bestätigungsvermerk 
 
Bericht zum Jahresabschluss 
 
Prüfungsurteil 
 
Wir haben den beigefügten Jahresabschluss des [Verein], [Ort], bestehend aus der Bilanz zum 
[Datum], der Gewinn- und Verlustrechnung für das an diesem Stichtag endende Geschäftsjahr 
und dem Anhang, geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung entspricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und 
vermittelt ein möglichst getreues Bild der Vermögens- und Finanzlage zum [Datum] sowie der 
Ertragslage des Vereins für das an diesem Stichtag endende Geschäftsjahr in Übereinstim-
mung mit den Vorschriften des Vereinsgesetzes unter sinngemäßer Anwendung der Vorschrif-
ten des österreichischen Unternehmensgesetzbuches. 
 
Grundlage für das Prüfungsurteil 
 
Wir haben unsere Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Diese Grundsätze erfordern die An-
wendung der International Standards on Auditing (ISA). Unsere Verantwortlichkeiten nach die-
sen Vorschriften und Standards sind im Abschnitt „Verantwortlichkeiten des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind vom Verein unabhängig in Übereinstimmung mit den Bestimmungen des 
Vereinsgesetzes und den österreichischen berufsrechtlichen Vorschriften, und wir haben un-
sere sonstigen beruflichen Pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir 
sind der Auffassung, dass die von uns bis zum Datum des Bestätigungsvermerks erlangten 
Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil 
zu diesem Datum zu dienen. 
 
Verantwortlichkeiten des Leitungsorgans [und des … (falls ein für die Überwachung 
verantwortliches Gremium eingerichtet ist)] für den Jahresabschluss 
 
Das Leitungsorgan ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses und dafür, 
dass dieser in Übereinstimmung mit den Vorschriften des Vereinsgesetzes unter sinngemäßer 
Anwendung der Vorschriften des österreichischen Unternehmensgesetzbuches ein möglichst 
getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Vereins vermittelt. Ferner ist das 
Leitungsorgan verantwortlich für die internen Kontrollen, die es als notwendig erachtet, um die 
Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Dar-
stellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist das Leitungsorgan dafür verantwortlich, die Fä-
higkeit des Vereins zur Fortführung der Geschäftstätigkeit zu beurteilen, Sachverhalte im Zu-
sammenhang mit der Fortführung der Geschäftstätigkeit – sofern einschlägig – anzugeben, 
sowie dafür, den Rechnungslegungsgrundsatz der Fortführung der Geschäftstätigkeit anzu-
wenden, es sei denn, das Leitungsorgan beabsichtigt, entweder den Verein zu liquidieren oder 
die Geschäftstätigkeit einzustellen, oder hat keine realistische Alternative dazu. 
 
 
 
 

Sofern ein … vorhanden ist, ist folgender Absatz einzufügen: 
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[Der … ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses des Vereins.] 
 
Verantwortlichkeiten des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
 
Unsere Ziele sind, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder 
Irrtümern ist, und einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil beinhaltet. 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsätzen ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung, die die Anwendung der ISA erfordern, durchgeführte Abschlussprüfung eine wesentliche 
falsche Darstellung, falls eine solche vorliegt, stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können 
aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen, 
wenn von ihnen einzeln oder insgesamt vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie 
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen 
von Nutzern beeinflussen. 
 
Als Teil einer Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung, die die Anwendung der ISA erfordern, üben wir während 
der gesamten Abschlussprüfung pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung.  
 
Darüber hinaus gilt: 
 
• Wir identifizieren und beurteilen die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen aufgrund 

von dolosen Handlungen oder Irrtümern im Abschluss, planen Prüfungshandlungen als 
Reaktion auf diese Risiken, führen sie durch und erlangen Prüfungsnachweise, die aus-
reichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. Das 
Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellungen 
nicht aufgedeckt werden, ist höher als ein aus Irrtümern resultierendes, da dolose Hand-
lungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, ir-
reführende Darstellungen oder das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten kön-
nen. 

• Wir gewinnen ein Verständnis von den für die Abschlussprüfung relevanten internen Kon-
trollen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen ange-
messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der internen 
Kontrollen des Vereins abzugeben. 

• Wir beurteilen die Angemessenheit der vom Leitungsorgan angewandten Rechnungsle-
gungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der vom Leitungsorgan dargestellten geschätz-
ten Werte in der Rechnungslegung und damit zusammenhängende Angaben. 

• Wir ziehen Schlussfolgerungen über die Angemessenheit der Anwendung des Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Geschäftstätigkeit durch das Leitungsor-
gan sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Un-
sicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die erhebliche 
Zweifel an der Fähigkeit des Vereins zur Fortführung der Geschäftstätigkeit aufwerfen kön-
nen. Falls wir die Schlussfolgerung ziehen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, 
sind wir verpflichtet, in unserem Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, 
unser Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der 
Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnach-
weise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch die Abkehr des Vereins 
von der Fortführung der Geschäftstätigkeit zur Folge haben. 
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• Wir beurteilen die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse in einer Weise wiedergibt, dass ein möglichst getreues Bild 
erreicht wird. 

 
 
 
 
[Wir tauschen uns mit dem … unter anderem über den geplanten Umfang und die geplante 
zeitliche Einteilung der Abschlussprüfung sowie über bedeutsame Prüfungsfeststellungen, 
einschließlich etwaiger bedeutsamer Mängel in den internen Kontrollen, die wir während un-
serer Abschlussprüfung erkennen, aus.] 
 
[Ort] 
 
[Datum] 
 
[Firmenmäßige Zeichnung, der verantwortliche Wirtschaftsprüfer hat in jedem Fall zu unter-
schreiben.] 
 

Sofern ein … vorhanden ist, ist folgender Absatz einzufügen: 
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Anlage 5: Muster für einen Bestätigungsvermerk über die Abschlussprüfung eines 
Konzernabschlusses einer Kapitalgesellschaft mit [Aufsichtsrat/Prüfungs-
ausschuss], aufgestellt nach den vom International Accounting Standards 
Board (IASB) herausgegebenen IFRS Accounting Standards, wie sie in der 
EU anzuwenden sind, und den zusätzlichen Anforderungen des § 245a UGB, 
samt Konzernlagebericht ohne Nachhaltigkeitsberichterstattung (kein Unter-
nehmen von öffentlichem Interesse) 

 
Bestätigungsvermerk 
 
Bericht zum Konzernabschluss 
 
Prüfungsurteil 
 
Wir haben den beigefügten Konzernabschluss der [Gesellschaft], [Ort], und ihrer Tochterge-
sellschaften (der Konzern), bestehend aus der Konzernbilanz zum [Datum], der Konzern-
gesamtergebnisrechnung, der Konzerneigenkapitalveränderungsrechnung und der Konzern-
geldflussrechnung für das an diesem Stichtag endende Geschäftsjahr und dem Konzern-
anhang, geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung entspricht der  Konzernabschluss den gesetzlichen Vorschriften und 
vermittelt ein möglichst getreues Bild der Vermögens- und Finanzlage des Konzerns zum [Da-
tum] sowie der Ertragslage und der Zahlungsströme des Konzerns für das an diesem Stichtag 
endende Geschäftsjahr in Übereinstimmung mit den vom International Accounting Standards 
Board (IASB) herausgegebenen IFRS Accounting Standards, wie sie in der EU anzuwenden 
sind, und den zusätzlichen Anforderungen des § 245a UGB. 
 
Grundlage für das Prüfungsurteil 
 
Wir haben unsere Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Diese Grundsätze erfordern die An-
wendung der International Standards on Auditing (ISA). Unsere Verantwortlichkeiten nach die-
sen Vorschriften und Standards sind im Abschnitt „Verantwortlichkeiten des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Konzernabschlusses“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind vom Konzern unabhängig in Übereinstimmung mit den österreichischen 
unternehmensrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften, und wir haben unsere sonstigen 
beruflichen Pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auf-
fassung, dass die von uns bis zum Datum des Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnach-
weise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu diesem 
Datum zu dienen. 
 
Verantwortlichkeiten der gesetzlichen Vertreter und des [Aufsichtsrats/Prüfungsaus-
schusses] für den Konzernabschluss 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Konzernabschlusses und 
dafür, dass dieser in Übereinstimmung mit den IFRS Accounting Standards, wie sie in der EU 
anzuwenden sind, und den zusätzlichen Anforderungen des § 245a UGB ein möglichst ge-
treues Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns vermittelt. Ferner sind die 
gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie als notwendig erach-
ten, um die Aufstellung eines Konzernabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen 
falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist. 
 
Bei der Aufstellung des Konzernabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwort-
lich, die Fähigkeit des Konzerns zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen, 
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Sachverhalte im Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit – sofern ein-
schlägig – anzugeben, sowie dafür, den Rechnungslegungsgrundsatz der Fortführung der Un-
ternehmenstätigkeit anzuwenden, es sei denn, die gesetzlichen Vertreter beabsichtigen, ent-
weder den Konzern zu liquidieren oder die Unternehmenstätigkeit einzustellen, oder haben 
keine realistische Alternative dazu. 
 
Der [Aufsichtsrat/Prüfungsausschuss] ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungs-
legungsprozesses des Konzerns. 
 
Verantwortlichkeiten des Abschlussprüfers für die Prüfung des Konzernabschlusses 
 
Unsere Ziele sind, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Konzernabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder 
Irrtümern ist, und einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil beinhaltet. 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsätzen ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung, die die Anwendung der ISA erfordern, durchgeführte Abschlussprüfung eine wesentliche 
falsche Darstellung, falls eine solche vorliegt, stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können 
aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen, 
wenn von ihnen einzeln oder insgesamt vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie 
die auf der Grundlage dieses Konzernabschlusses getroffenen wirtschaftlichen Entscheidun-
gen von Nutzern beeinflussen. 
 
Als Teil einer Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung, die die Anwendung der ISA erfordern, üben wir während 
der gesamten Abschlussprüfung pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung.  
 
Darüber hinaus gilt: 
 
• Wir identifizieren und beurteilen die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen aufgrund 

von dolosen Handlungen oder Irrtümern im Abschluss, planen Prüfungshandlungen als 
Reaktion auf diese Risiken, führen sie durch und erlangen Prüfungsnachweise, die aus-
reichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. Das 
Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellungen 
nicht aufgedeckt werden, ist höher als ein aus Irrtümern resultierendes, da dolose Hand-
lungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, ir-
reführende Darstellungen oder das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten kön-
nen. 

• Wir gewinnen ein Verständnis von den für die Abschlussprüfung relevanten internen Kon-
trollen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen ange-
messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der internen 
Kontrollen des Konzerns abzugeben. 

• Wir beurteilen die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten Werte in der Rechnungslegung und damit zusammenhängende 
Angaben. 

• Wir ziehen Schlussfolgerungen über die Angemessenheit der Anwendung des Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit durch die gesetzli-
chen Vertreter sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine we-
sentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, 
die erhebliche Zweifel an der Fähigkeit des Konzerns zur Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit aufwerfen können. Falls wir die Schlussfolgerung ziehen, dass eine wesent-
liche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, in unserem Bestätigungsvermerk auf die 
dazugehörigen Angaben im Konzernabschluss aufmerksam zu machen oder, falls diese 
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Angaben unangemessen sind, unser Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere 
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks 
erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch 
die Abkehr des Konzerns von der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zur Folge haben. 

• Wir beurteilen die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Konzernabschlus-
ses einschließlich der Angaben sowie ob der Konzernabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse in einer Weise wiedergibt, dass ein möglichst getreues 
Bild erreicht wird. 

• Wir planen die Konzernabschlussprüfung und führen sie durch, um ausreichende geeig-
nete Prüfungsnachweise zu den Finanzinformationen der Einheiten oder Geschäftsberei-
che innerhalb des Konzerns zu erlangen als Grundlage für die Bildung eines Prüfungsur-
teils zum Konzernabschluss. Wir sind verantwortlich für die Anleitung, Beaufsichtigung 
und Durchsicht der für Zwecke der Konzernabschlussprüfung durchgeführten Prüfungstä-
tigkeiten. Wir tragen die Alleinverantwortung für unser Prüfungsurteil. 

 
Wir tauschen uns mit dem [Aufsichtsrat/Prüfungsausschuss] unter anderem über den geplan-
ten Umfang und die geplante zeitliche Einteilung der Abschlussprüfung sowie über bedeut-
same Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger bedeutsamer Mängel in den internen 
Kontrollen, die wir während unserer Abschlussprüfung erkennen, aus. 
 
Bericht zum Konzernlagebericht 
 
Der Konzernlagebericht ist aufgrund der österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschrif-
ten darauf zu prüfen, ob er mit dem Konzernabschluss des betreffenden Geschäftsjahres in 
Einklang steht und ob er nach den geltenden rechtlichen Anforderungen aufgestellt wurde. 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Konzernlageberichts in 
Übereinstimmung mit den österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften [und den 
sondergesetzlichen Bestimmungen]. 
 
Wir haben unsere Prüfung in Übereinstimmung mit den Berufsgrundsätzen zur Prüfung des 
Konzernlageberichts durchgeführt. 
 
Urteil 
 
Nach unserer Beurteilung ist der Konzernlagebericht nach den geltenden rechtlichen Anforde-
rungen aufgestellt worden und steht in Einklang mit dem Konzernabschluss. 
 
Erklärung 
 
Angesichts der bei der Prüfung des Konzernabschlusses gewonnenen Erkenntnisse und des 
gewonnenen Verständnisses über den Konzern und sein Umfeld wurden wesentliche fehler-
hafte Angaben im Konzernlagebericht nicht festgestellt. 
 
[Ort] 
 
[Datum] 
 
[Firmenmäßige Zeichnung, der verantwortliche Wirtschaftsprüfer hat in jedem Fall zu unter-
schreiben.] 
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Anlage 6: Muster für einen Bestätigungsvermerk über die Abschlussprüfung eines 
Konzernabschlusses einer Kapitalgesellschaft mit [Aufsichtsrat/Prüfungs-
ausschuss], aufgestellt nach dem UGB, samt Konzernlagebericht ohne 
Nachhaltigkeitsberichterstattung (kein Unternehmen von öffentlichem Inte-
resse) 

 
Bestätigungsvermerk 
 
Bericht zum Konzernabschluss 
 
Prüfungsurteil 
 
Wir haben den beigefügten Konzernabschluss der [Gesellschaft], [Ort], und ihrer Tochterge-
sellschaften (der Konzern), bestehend aus der Konzernbilanz zum [Datum], der Konzern-Ge-
winn- und Verlustrechnung, der Darstellung der Komponenten des Eigenkapitals und ihrer 
Entwicklung und der Konzerngeldflussrechnung für das an diesem Stichtag endende Ge-
schäftsjahr und dem Konzernanhang, geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung entspricht der Konzernabschluss den gesetzlichen Vorschriften und 
vermittelt ein möglichst getreues Bild der Vermögens- und Finanzlage zum [Datum] sowie der 
Ertragslage und der Zahlungsströme des Konzerns für das an diesem Stichtag endende Ge-
schäftsjahr in Übereinstimmung mit den österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschrif-
ten [und den sondergesetzlichen Bestimmungen]. 
 
Grundlage für das Prüfungsurteil 
 
Wir haben unsere Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Diese Grundsätze erfordern die An-
wendung der International Standards on Auditing (ISA). Unsere Verantwortlichkeiten nach die-
sen Vorschriften und Standards sind im Abschnitt „Verantwortlichkeiten des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Konzernabschlusses“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind vom Konzern unabhängig in Übereinstimmung mit den österreichischen 
unternehmensrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften, und wir haben unsere sonstigen 
beruflichen Pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auf-
fassung, dass die von uns bis zum Datum des Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnach-
weise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu diesem 
Datum zu dienen. 
 
Verantwortlichkeiten der gesetzlichen Vertreter und des [Aufsichtsrats/Prüfungsaus-
schusses] für den Konzernabschluss 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Konzernabschlusses und 
dafür, dass dieser in Übereinstimmung mit den österreichischen unternehmensrechtlichen 
Vorschriften [und den sondergesetzlichen Bestimmungen] ein möglichst getreues Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Ver-
treter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie als notwendig erachten, um die Aufstel-
lung eines Konzernabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstel-
lungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist. 
 
Bei der Aufstellung des Konzernabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwort-
lich, die Fähigkeit des Konzerns zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen, 
Sachverhalte im Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit – sofern ein-
schlägig – anzugeben, sowie dafür, den Rechnungslegungsgrundsatz der Fortführung der Un-
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ternehmenstätigkeit anzuwenden, es sei denn, die gesetzlichen Vertreter beabsichtigen, ent-
weder den Konzern zu liquidieren oder die Unternehmenstätigkeit einzustellen, oder haben 
keine realistische Alternative dazu. 
 
Der [Aufsichtsrat/Prüfungsausschuss] ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungs-
legungsprozesses des Konzerns. 
 
Verantwortlichkeiten des Abschlussprüfers für die Prüfung des Konzernabschlusses 
 
Unsere Ziele sind, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Konzernabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder 
Irrtümern ist, und einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil beinhaltet. 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsätzen ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung, die die Anwendung der ISA erfordern, durchgeführte Abschlussprüfung eine wesentliche 
falsche Darstellung, falls eine solche vorliegt, stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können 
aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen, 
wenn von ihnen einzeln oder insgesamt vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie 
die auf der Grundlage dieses Konzernabschlusses getroffenen wirtschaftlichen Entscheidun-
gen von Nutzern beeinflussen. 
 
Als Teil einer Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung, die die Anwendung der ISA erfordern, üben wir während 
der gesamten Abschlussprüfung pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung.  
 
Darüber hinaus gilt: 
 
• Wir identifizieren und beurteilen die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen aufgrund 

von dolosen Handlungen oder Irrtümern im Abschluss, planen Prüfungshandlungen als 
Reaktion auf diese Risiken, führen sie durch und erlangen Prüfungsnachweise, die aus-
reichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. Das 
Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellungen 
nicht aufgedeckt werden, ist höher als ein aus Irrtümern resultierendes, da dolose Hand-
lungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, ir-
reführende Darstellungen oder das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten kön-
nen. 

• Wir gewinnen ein Verständnis von den für die Abschlussprüfung relevanten internen Kon-
trollen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen ange-
messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der internen 
Kontrollen des Konzerns abzugeben. 

• Wir beurteilen die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten Werte in der Rechnungslegung und damit zusammenhängende 
Angaben. 

• Wir ziehen Schlussfolgerungen über die Angemessenheit der Anwendung des Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit durch die gesetzli-
chen Vertreter sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine we-
sentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, 
die erhebliche Zweifel an der Fähigkeit des Konzerns zur Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit aufwerfen können. Falls wir die Schlussfolgerung ziehen, dass eine wesent-
liche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, in unserem Bestätigungsvermerk auf die 
dazugehörigen Angaben im Konzernabschluss aufmerksam zu machen oder, falls diese 
Angaben unangemessen sind, unser Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere 
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks 
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erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch 
die Abkehr des Konzerns von der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zur Folge haben. 

• Wir beurteilen die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Konzernabschlus-
ses einschließlich der Angaben sowie ob der Konzernabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse in einer Weise wiedergibt, dass ein möglichst getreues 
Bild erreicht wird. 

• Wir planen die Konzernabschlussprüfung und führen sie durch, um ausreichende geeig-
nete Prüfungsnachweise zu den Finanzinformationen der Einheiten oder Geschäftsberei-
che innerhalb des Konzerns zu erlangen als Grundlage für die Bildung eines Prüfungsur-
teils zum Konzernabschluss. Wir sind verantwortlich für die Anleitung, Beaufsichtigung 
und Durchsicht der für Zwecke der Konzernabschlussprüfung durchgeführten Prüfungstä-
tigkeiten. Wir tragen die Alleinverantwortung für unser Prüfungsurteil. 

 
Wir tauschen uns mit dem [Aufsichtsrat/Prüfungsausschuss] unter anderem über den geplan-
ten Umfang und die geplante zeitliche Einteilung der Abschlussprüfung sowie über bedeut-
same Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger bedeutsamer Mängel in den internen 
Kontrollen, die wir während unserer Abschlussprüfung erkennen, aus. 
 
Bericht zum Konzernlagebericht 
 
Der Konzernlagebericht ist aufgrund der österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschrif-
ten darauf zu prüfen, ob er mit dem Konzernabschluss des betreffenden Geschäftsjahres in 
Einklang steht und ob er nach den geltenden rechtlichen Anforderungen aufgestellt wurde. 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Konzernlageberichts in 
Übereinstimmung mit den österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften [und den 
sondergesetzlichen Bestimmungen]. 
 
Wir haben unsere Prüfung in Übereinstimmung mit den Berufsgrundsätzen zur Prüfung des 
Konzernlageberichts durchgeführt. 
 
Urteil 
 
Nach unserer Beurteilung ist der Konzernlagebericht nach den geltenden rechtlichen Anforde-
rungen aufgestellt worden und steht in Einklang mit dem Konzernabschluss. 
 
Erklärung 
 
Angesichts der bei der Prüfung des Konzernabschlusses gewonnenen Erkenntnisse und des 
gewonnenen Verständnisses über den Konzern und sein Umfeld wurden wesentliche fehler-
hafte Angaben im Konzernlagebericht nicht festgestellt. 
 
[Ort] 
 
[Datum] 
 
[Firmenmäßige Zeichnung, der verantwortliche Wirtschaftsprüfer hat in jedem Fall zu unter-
schreiben.] 
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Anlage 7: Muster für einen Bestätigungsvermerk über die Abschlussprüfung eines 
Konzernabschlusses einer Kapitalgesellschaft unter folgenden Annahmen: 
• Mutterunternehmen von öffentlichem Interesse (börsenotiert), daher 

− [Aufsichtsrat/Prüfungsausschuss] 
− aufgestellt nach den vom International Accounting Standards Board 

(IASB) herausgegebenen IFRS Accounting Standards, wie sie in der 
EU anzuwenden sind, und den zusätzlichen Anforderungen des 
§ 245a UGB 

− Anwendung der EU-VO 
− Anwendung von § 124 Abs. 2 BörseG i.d.F. NaBeG 

• Konzernlagebericht mit Nachhaltigkeitsberichterstattung 
• Der Konzernabschluss, der Konzernlagebericht, der Bestätigungsver-

merk und alle sonstigen Informationen werden in einem [Bezeichnung des 
Gesamtberichts, z.B. integrierten Geschäftsbericht] gemeinsam veröffent-
licht. Zum Datum des Bestätigungsvermerks liegt von den sonstigen In-
formationen nur [konkrete Bezeichnung des/der Berichts/e, z.B. Corporate 
Governance-Bericht gemäß § 267b UGB] fertig vor, alle anderen Informati-
onen noch nicht. 

 
Bestätigungsvermerk 
 
Bericht zum Konzernabschluss 
 
Prüfungsurteil 
 
Wir haben den beigefügten Konzernabschluss der [Gesellschaft], [Ort], und ihrer 
Tochtergesellschaften (der Konzern), bestehend aus der Konzernbilanz zum [Datum], der 
Konzerngesamtergebnisrechnung, der Konzerneigenkapitalveränderungsrechnung und der 
Konzerngeldflussrechnung für das an diesem Stichtag endende Geschäftsjahr und dem 
Konzernanhang, geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung entspricht der  Konzernabschluss den gesetzlichen Vorschriften und 
vermittelt ein möglichst getreues Bild der Vermögens- und Finanzlage des Konzerns zum [Da-
tum] sowie der Ertragslage und der Zahlungsströme des Konzerns für das an diesem Stichtag 
endende Geschäftsjahr in Übereinstimmung mit den vom International Accounting Standards 
Board (IASB) herausgegebenen IFRS Accounting Standards, wie sie in der EU anzuwenden 
sind, und den zusätzlichen Anforderungen des § 245a UGB. 
 
Grundlage für das Prüfungsurteil 
 
Wir haben unsere Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit der EU-Verordnung Nr. 537/2014 
(im Folgenden EU-VO) und mit den österreichischen Grundsätzen ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführt. Diese Grundsätze erfordern die Anwendung der International 
Standards on Auditing (ISA). Unsere Verantwortlichkeiten nach diesen Vorschriften und Stan-
dards sind im Abschnitt „Verantwortlichkeiten des Abschlussprüfers für die Prüfung des Kon-
zernabschlusses“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind vom 
Konzern unabhängig in Übereinstimmung mit den österreichischen unternehmensrechtlichen 
und berufsrechtlichen Vorschriften, und wir haben unsere sonstigen beruflichen Pflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns 
bis zum Datum des Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und ge-
eignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu diesem Datum zu dienen. 
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Besonders wichtige Prüfungssachverhalte 
 
Besonders wichtige Prüfungssachverhalte sind solche Sachverhalte, die nach unserem pflicht-
gemäßen Ermessen am bedeutsamsten für unsere Prüfung des Konzernabschlusses des Ge-
schäftsjahres waren. Diese Sachverhalte wurden im Zusammenhang mit unserer Prüfung des 
Konzernabschlusses als Ganzes und bei der Bildung unseres Prüfungsurteils hierzu berück-
sichtigt, und wir geben kein gesondertes Prüfungsurteil zu diesen Sachverhalten ab. 
 
[Beschreibung jedes besonders wichtigen Prüfungssachverhalts in Übereinstimmung mit ISA 
701 und EU-VO] 
 
Sonstige Informationen 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind für die sonstigen Informationen verantwortlich. Die sonstigen 
Informationen umfassen alle Informationen im [Bezeichnung des Gesamtberichts, z.B. inte-
grierten Geschäftsbericht], ausgenommen den Konzernabschluss, den Konzernlagebericht 
und den Bestätigungsvermerk. Den [konkrete Bezeichnung des/der Berichts/e, z.B. Corporate 
Governance-Bericht gemäß § 267b UGB] haben wir vor dem Datum dieses Bestätigungsver-
merks erhalten, die übrigen Teile des [Bezeichnung des Gesamtberichts, z.B. integrierten Ge-
schäftsberichts] werden uns voraussichtlich nach diesem Datum zur Verfügung gestellt. 
 
Unser Prüfungsurteil zum Konzernabschluss erstreckt sich nicht auf diese sonstigen Informa-
tionen, und wir werden dazu keine Art der Zusicherung geben. 
 
Im Zusammenhang mit unserer Prüfung des Konzernabschlusses haben wir die Verantwort-
lichkeit, diese sonstigen Informationen zu lesen und dabei zu würdigen, ob die sonstigen In-
formationen wesentliche Unstimmigkeiten zum Konzernabschluss oder zu unseren bei der Ab-
schlussprüfung erlangten Kenntnissen aufweisen oder anderweitig falsch dargestellt erschei-
nen. 
 
Falls wir auf der Grundlage der von uns zu den vor dem Datum dieses Bestätigungsvermerks 
erlangten sonstigen Informationen durchgeführten Arbeiten den Schluss ziehen, dass eine we-
sentliche falsche Darstellung dieser sonstigen Informationen vorliegt, sind wir verpflichtet, über 
diese Tatsache zu berichten. Wir haben in diesem Zusammenhang nichts zu berichten. 
 
Verantwortlichkeiten der gesetzlichen Vertreter und des [Aufsichtsrats/Prüfungsaus-
schusses] für den Konzernabschluss 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Konzernabschlusses und 
dafür, dass dieser in Übereinstimmung mit den IFRS Accounting Standards, wie sie in der EU 
anzuwenden sind, und den zusätzlichen Anforderungen des § 245a UGB ein möglichst ge-
treues Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns vermittelt. Ferner sind die 
gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie als notwendig erach-
ten, um die Aufstellung eines Konzernabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen 
falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist. 
 
Bei der Aufstellung des Konzernabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwort-
lich, die Fähigkeit des Konzerns zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen, 
Sachverhalte im Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit – sofern ein-
schlägig – anzugeben, sowie dafür, den Rechnungslegungsgrundsatz der Fortführung der Un-
ternehmenstätigkeit anzuwenden, es sei denn, die gesetzlichen Vertreter beabsichtigen, ent-
weder den Konzern zu liquidieren oder die Unternehmenstätigkeit einzustellen, oder haben 
keine realistische Alternative dazu. 
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Der [Aufsichtsrat/Prüfungsausschuss] ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungs-
legungsprozesses des Konzerns. 
 
Verantwortlichkeiten des Abschlussprüfers für die Prüfung des Konzernabschlusses 
 
Unsere Ziele sind, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Konzernabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder 
Irrtümern ist, und einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil beinhaltet. 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit der EU-VO und mit den österreichischen Grundsätzen ordnungsmä-
ßiger Abschlussprüfung, die die Anwendung der ISA erfordern, durchgeführte Abschlussprü-
fung eine wesentliche falsche Darstellung, falls eine solche vorliegt, stets aufdeckt. Falsche 
Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als we-
sentlich angesehen, wenn von ihnen einzeln oder insgesamt vernünftigerweise erwartet wer-
den könnte, dass sie die auf der Grundlage dieses Konzernabschlusses getroffenen wirtschaft-
lichen Entscheidungen von Nutzern beeinflussen. 
 
Als Teil einer Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit der EU-VO und mit den österreichi-
schen Grundsätzen ordnungsmäßiger Abschlussprüfung, die die Anwendung der ISA erfor-
dern, üben wir während der gesamten Abschlussprüfung pflichtgemäßes Ermessen aus und 
bewahren eine kritische Grundhaltung.  
 
Darüber hinaus gilt: 
 
• Wir identifizieren und beurteilen die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen aufgrund 

von dolosen Handlungen oder Irrtümern im Abschluss, planen Prüfungshandlungen als 
Reaktion auf diese Risiken, führen sie durch und erlangen Prüfungsnachweise, die aus-
reichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. Das 
Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellungen 
nicht aufgedeckt werden, ist höher als ein aus Irrtümern resultierendes, da dolose Hand-
lungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, ir-
reführende Darstellungen oder das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten kön-
nen. 

• Wir gewinnen ein Verständnis von den für die Abschlussprüfung relevanten internen Kon-
trollen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen ange-
messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der internen 
Kontrollen des Konzerns abzugeben. 

• Wir beurteilen die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten Werte in der Rechnungslegung und damit zusammenhängende 
Angaben. 

• Wir ziehen Schlussfolgerungen über die Angemessenheit der Anwendung des Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit durch die gesetzli-
chen Vertreter sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine we-
sentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, 
die erhebliche Zweifel an der Fähigkeit des Konzerns zur Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit aufwerfen können. Falls wir die Schlussfolgerung ziehen, dass eine wesent-
liche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, in unserem Bestätigungsvermerk auf die 
dazugehörigen Angaben im Konzernabschluss aufmerksam zu machen oder, falls diese 
Angaben unangemessen sind, unser Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere 
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks 
erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch 
die Abkehr des Konzerns von der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zur Folge haben. 
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• Wir beurteilen die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Konzernabschlus-
ses einschließlich der Angaben sowie ob der Konzernabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse in einer Weise wiedergibt, dass ein möglichst getreues 
Bild erreicht wird. 

• Wir planen die Konzernabschlussprüfung und führen sie durch, um ausreichende geeig-
nete Prüfungsnachweise zu den Finanzinformationen der Einheiten oder Geschäftsberei-
che innerhalb des Konzerns zu erlangen als Grundlage für die Bildung eines Prüfungsur-
teils zum Konzernabschluss. Wir sind verantwortlich für die Anleitung, Beaufsichtigung 
und Durchsicht der für Zwecke der Konzernabschlussprüfung durchgeführten Prüfungstä-
tigkeiten. Wir tragen die Alleinverantwortung für unser Prüfungsurteil. 

 
Wir tauschen uns mit dem [Aufsichtsrat/Prüfungsausschuss] unter anderem über den geplan-
ten Umfang und die geplante zeitliche Einteilung der Abschlussprüfung sowie über bedeut-
same Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger bedeutsamer Mängel in den internen 
Kontrollen, die wir während unserer Abschlussprüfung erkennen, aus. 
 
Wir geben dem [Aufsichtsrat/Prüfungsausschuss] auch eine Erklärung ab, dass wir die rele-
vanten beruflichen Verhaltensanforderungen zur Unabhängigkeit eingehalten haben, und tau-
schen uns mit ihm über alle Beziehungen und sonstigen Sachverhalte aus, von denen ver-
nünftigerweise angenommen werden kann, dass sie sich auf unsere Unabhängigkeit und – 
sofern einschlägig – auf vorgenommene Handlungen zur Beseitigung von Gefährdungen oder 
angewandte Schutzmaßnahmen auswirken. 
 
Wir bestimmen von den Sachverhalten, über die wir uns mit dem [Aufsichtsrat/Prüfungsaus-
schuss] ausgetauscht haben, diejenigen Sachverhalte, die am bedeutsamsten für die Prüfung 
des Konzernabschlusses des Geschäftsjahres waren und daher die besonders wichtigen Prü-
fungssachverhalte sind. Wir beschreiben diese Sachverhalte in unserem Bestätigungsver-
merk, es sei denn, Gesetze oder andere Rechtsvorschriften schließen die öffentliche Angabe 
des Sachverhalts aus oder wir bestimmen in äußerst seltenen Fällen, dass ein Sachverhalt 
nicht in unserem Bestätigungsvermerk mitgeteilt werden sollte, weil vernünftigerweise erwartet 
wird, dass die negativen Folgen einer solchen Mitteilung deren Vorteile für das öffentliche In-
teresse übersteigen würden. 
 
Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderungen 
 
Bericht zum Konzernlagebericht 
 
Der Konzernlagebericht ist aufgrund der österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschrif-
ten darauf zu prüfen, ob er mit dem Konzernabschluss in Einklang steht und ob er nach den 
geltenden rechtlichen Anforderungen, ausgenommen die Anforderungen an die Nachhaltig-
keitsberichterstattung, aufgestellt wurde. 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Konzernlageberichts in 
Übereinstimmung mit den österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften [und den 
sondergesetzlichen Bestimmungen]. 
 
Wir haben unsere Prüfung in Übereinstimmung mit den Berufsgrundsätzen zur Prüfung des 
Konzernlageberichts durchgeführt. 
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Urteil 
 
Nach unserer Beurteilung ist der Konzernlagebericht nach den geltenden rechtlichen Anforde-
rungen, ausgenommen die Anforderungen an die Nachhaltigkeitsberichterstattung, aufgestellt 
worden und steht in Einklang mit dem Konzernabschluss. 
 
Erklärung 
 
Angesichts der bei der Prüfung des Konzernabschlusses gewonnenen Erkenntnisse und des 
gewonnenen Verständnisses über den Konzern und sein Umfeld wurden wesentliche fehler-
hafte Angaben im Konzernlagebericht nicht festgestellt. 
 
Bericht zur Einhaltung der Vorgaben für das elektronische Berichtsformat (ESEF) 
Siehe KFS/PE 36. 
 
Zusätzliche Angaben nach Artikel 10 der EU-VO 
 
Wir wurden von der Hauptversammlung am [Datum] als Abschlussprüfer gewählt. Wir wurden 
am [Datum] vom Aufsichtsrat beauftragt. Wir sind ununterbrochen seit [Datum/Geschäfts-
jahr/Anzahl Jahre] Abschlussprüfer. 
 
Wir erklären, dass das Prüfungsurteil im Abschnitt „Bericht zum Konzernabschluss“ mit dem 
zusätzlichen Bericht an den Prüfungsausschuss nach Artikel 11 der EU-VO in Einklang steht. 
 
Wir erklären, dass wir keine verbotenen Nichtprüfungsleistungen (Artikel 5 Abs. 1 der EU-VO) 
erbracht haben und dass wir bei der Durchführung der Abschlussprüfung unsere Unabhängig-
keit gewahrt haben. 
 
[Wir haben folgende Leistungen, die nicht im Konzernabschluss oder im Konzernlagebericht 
angegeben wurden, zusätzlich zur Abschlussprüfung für die geprüfte Gesellschaft und für die 
von dieser beherrschten Unternehmen erbracht: 
…] 
 
Auftragsverantwortlicher Wirtschaftsprüfer 
 
Der für die Abschlussprüfung auftragsverantwortliche Wirtschaftsprüfer ist [Name]. 
 
[Ort] 
 
[Datum] 
 
[Firmenmäßige Zeichnung, der verantwortliche Wirtschaftsprüfer hat in jedem Fall zu unter-
schreiben.] 
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Anlage 8: Muster für einen Bestätigungsvermerk über die Abschlussprüfung eines 
Jahresabschlusses einer Kleinst-AG, aufgestellt nach dem UGB (ohne An-
hang), samt Lagebericht ohne Nachhaltigkeitsberichterstattung, samt Erklä-
rung zum Ertragsteuerinformationsbericht (Fall 1), ergänzt um einen Hinweis 
gemäß ISA 706 (Revised) hinsichtlich der Fiktion gemäß § 242 Abs. 1 UGB 

 
Bestätigungsvermerk 
 
Bericht zum Jahresabschluss 
 
Prüfungsurteil 
 
Wir haben den beigefügten Jahresabschluss der [Kleinst-AG], [Ort], bestehend aus der Bilanz 
zum [Datum], der Gewinn- und Verlustrechnung für das an diesem Stichtag endende Ge-
schäftsjahr und Angaben unter der Bilanz, geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung entspricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und 
vermittelt ein möglichst getreues Bild der Vermögens- und Finanzlage zum [Datum] sowie der 
Ertragslage der Gesellschaft für das an diesem Stichtag endende Geschäftsjahr in Überein-
stimmung mit den österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften [und den sonderge-
setzlichen Bestimmungen]. 
 
Grundlage für das Prüfungsurteil 
 
Wir haben unsere Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Diese Grundsätze erfordern die An-
wendung der International Standards on Auditing (ISA). Unsere Verantwortlichkeiten nach die-
sen Vorschriften und Standards sind im Abschnitt „Verantwortlichkeiten des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind von der Gesellschaft unabhängig in Übereinstimmung mit den österreichi-
schen unternehmensrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften, und wir haben unsere 
sonstigen beruflichen Pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind 
der Auffassung, dass die von uns bis zum Datum des Bestätigungsvermerks erlangten Prü-
fungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu 
diesem Datum zu dienen. 
 
Sonstiger Sachverhalt 
 
Nach den österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften wird bei Kleinstkapitalge-
sellschaften davon ausgegangen, dass der Jahresabschluss auch ohne weitere Angaben und 
Erläuterungen ein möglichst getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage vermittelt. 
 
Verantwortlichkeiten der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahres-
abschluss 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses und 
dafür, dass dieser in Übereinstimmung mit den österreichischen unternehmensrechtlichen 
Vorschriften [und den sondergesetzlichen Bestimmungen] ein möglichst getreues Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen 
Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie als notwendig erachten, um die 
Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Dar-
stellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist. 
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Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwort-
lich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen, 
Sachverhalte im Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit – sofern ein-
schlägig – anzugeben, sowie dafür, den Rechnungslegungsgrundsatz der Fortführung der Un-
ternehmenstätigkeit anzuwenden, es sei denn, die gesetzlichen Vertreter beabsichtigen, ent-
weder die Gesellschaft zu liquidieren oder die Unternehmenstätigkeit einzustellen, oder haben 
keine realistische Alternative dazu. 
 
Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der 
Gesellschaft. 
 
Verantwortlichkeiten des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
 
Unsere Ziele sind, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder 
Irrtümern ist, und einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil beinhaltet. 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsätzen ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung, die die Anwendung der ISA erfordern, durchgeführte Abschlussprüfung eine wesentliche 
falsche Darstellung, falls eine solche vorliegt, stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können 
aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen, 
wenn von ihnen einzeln oder insgesamt vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie 
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen 
von Nutzern beeinflussen. 
 
Als Teil einer Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung, die die Anwendung der ISA erfordern, üben wir während 
der gesamten Abschlussprüfung pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung.  
 
Darüber hinaus gilt: 
 
• Wir identifizieren und beurteilen die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen aufgrund 

von dolosen Handlungen oder Irrtümern im Abschluss, planen Prüfungshandlungen als 
Reaktion auf diese Risiken, führen sie durch und erlangen Prüfungsnachweise, die aus-
reichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. Das 
Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellungen 
nicht aufgedeckt werden, ist höher als ein aus Irrtümern resultierendes, da dolose Hand-
lungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, ir-
reführende Darstellungen oder das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten kön-
nen. 

• Wir gewinnen ein Verständnis von den für die Abschlussprüfung relevanten internen Kon-
trollen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen ange-
messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der internen 
Kontrollen der Gesellschaft abzugeben. 

• Wir beurteilen die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten Werte in der Rechnungslegung. 

• Wir ziehen Schlussfolgerungen über die Angemessenheit der Anwendung des Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit durch die gesetzli-
chen Vertreter sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine we-
sentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, 
die erhebliche Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit aufwerfen können. Falls wir die Schlussfolgerung ziehen, dass eine wesent-
liche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, in unserem Bestätigungsvermerk darauf 
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aufmerksam zu machen oder unser Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere 
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks 
erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch 
die Abkehr der Gesellschaft von der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zur Folge ha-
ben. 

• Wir beurteilen die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse in einer Weise wiedergibt, dass ein möglichst getreues Bild 
erreicht wird. 

 
Wir tauschen uns mit dem Aufsichtsrat unter anderem über den geplanten Umfang und die 
geplante zeitliche Einteilung der Abschlussprüfung sowie über bedeutsame Prüfungsfeststel-
lungen, einschließlich etwaiger bedeutsamer Mängel in den internen Kontrollen, die wir wäh-
rend unserer Abschlussprüfung erkennen, aus. 
 
Bericht zum Lagebericht 
 
Der Lagebericht ist aufgrund der österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften da-
rauf zu prüfen, ob er mit dem Jahresabschluss des betreffenden Geschäftsjahres in Einklang 
steht und ob er nach den geltenden rechtlichen Anforderungen aufgestellt wurde. 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts in Überein-
stimmung mit den österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften [und den sonderge-
setzlichen Bestimmungen]. 
 
Wir haben unsere Prüfung in Übereinstimmung mit den Berufsgrundsätzen zur Prüfung des 
Lageberichts durchgeführt. 
 
Urteil 
 
Nach unserer Beurteilung ist der Lagebericht nach den geltenden rechtlichen Anforderungen 
aufgestellt worden und steht in Einklang mit dem Jahresabschluss. 
 
Erklärung 
 
Angesichts der bei der Prüfung des Jahresabschlusses gewonnenen Erkenntnisse und des 
gewonnenen Verständnisses über die Gesellschaft und ihr Umfeld wurden wesentliche fehler-
hafte Angaben im Lagebericht nicht festgestellt. 
 
Erklärung zum Ertragsteuerinformationsbericht 
 
Die Gesellschaft erfüllt nicht die gesetzlichen Kriterien für eine Ertragsteuerberichterstattung 
und ist daher nicht verpflichtet, für das Geschäftsjahr [Vorjahr] einen diesbezüglichen Bericht 
offenzulegen. 
 
 
[Ort] 
 
[Datum] 
 
[Firmenmäßige Zeichnung, der verantwortliche Wirtschaftsprüfer hat in jedem Fall zu unter-
schreiben.] 

 


